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Vorwort 

Subventionen werden nicht nur auf nationaler Ebene von Bund, Ländern 
und Kommunen, sondern zunehmend auch durch die Europäischen Gemein-
schaften als Instrument öffentlicher Zweckverwirkl ichung eingesetzt. Die da-
für jeweils geltenden Rechtsregeln sind unterschiedlich, das Völkerrecht enthält 
bisher nur vereinzelt einheitsstiftende Vorgaben. Jede Subventionsvergabe ist 
jedoch im Rahmen der Zwecksetzung und Zweckverwirkl ichung mit gleichen 
oder zumindest ähnlichen Rechtsfragen konfrontiert, die häufig gleiche oder 
ähnliche Lösungen hervorbringen. Dieser Gedanke bietet Anlaß und Per-
spektive, nach längerer Zeit wieder einmal das Subventionsrecht insgesamt zu 
untersuchen: Eine parallele Betrachtung des jeweils einschlägigen Rechts soll 
nicht nur gemeinsame Sachstrukturen des Subventionswesens, sondern auch 
Grundlinien einer einheitlichen Subventionsrechtsordnung erkennen lassen. 

Diese Untersuchung wurde im März 1998 abgeschlossen und im Sommerse-
mester 1998 von der juristischen Fakultät der Ludwigs-Maximil ians-Universi-
tät München als Habilitationsschrift angenommen. Die Deutsche Forschungs-
gemeinschaft hat ihre Entstehung durch ein Habil itationsstipendium und ihre 
Veröffentlichung durch einen Druckkostenzuschuß unterstützt. Rechtsakte, 
Literatur und Rechtsprechung konnten bis 1.1.1999, in Einzelfällen auch dar-
über hinaus, berücksichtigt werden. EU- und EG-Vertrag werden in der konso-
lidierten Fassung des Amsterdamer Vertrages zitiert; da sich verwendete Zitate 
überwiegend noch auf die alte Zählweise beziehen, ließ sich hier eine gewisse 
Uneinheitl ichkeit nicht vermeiden. 

Dank gebührt in erster Linie meinem akademischen Lehrer Prof. Dr. Dr. h.c. 
Klaus Vogel. Als Assistent an seinem Lehrstuhl hat er mir den für Promotion, 
Habil itat ion und andere Forschungsprojekte nötigen geistigen und zeitlichen 
Freiraum gewährt. Mehr denn zuvor gilt das im Vorwort zur Dissertation Ge-
sagte: Sein Rat, seine Geduld und sein Vorbild haben diese Arbeit, aber auch 
meine Entscheidung, Wissenschaft als Beruf zu betreiben, wesentlich gefördert. 
Herrn Prof. Dr. Dr. Udo Di Fabio danke ich für die kurzfristige Übernahme 
und zügige Erstellung eines engagierten Zweitgutachtens. 

Zahlreich sind zumeist diejenigen, die die Anfert igung einer Habi l i tat ions-
schrift direkt oder indirekt fördern. Hervorheben möchte ich die anregenden 
Diskussionen in der Gruppe „Lu 29" sowie die konstrukt ive Schicksalsge-
meinschaft mit Rainer Prokisch. Bedanken möchte ich mich auch für die Un -
terstützung durch meine neuen Mitarbeiter innen und Mitarbeiter in Greifs-
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wald, allen voran meiner Sekretärin, Frau Anke Buschner. Geistige und mate-
rielle Basis für das Gelingen des Habilitationsprojektes war meine Familie, 
meine Frau Katja und meine Kinder Janna und Niklas. Ihnen möchte ich auch 
diese Arbeit widmen. 

Michael Rodi 
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Einleitung 

Die nachfolgende Untersuchung stellt die Subvention als Instrument öffent-
licher Zweckverwirklichung dar. Ein derartiger Versuch ist bisher nicht unter-
nommen worden. Zwar ist das Subventionsrecht schon längst nicht mehr eine 
„Lücke der öffentlich-rechtlichen Forschung" oder eine „wissenschaftliche ter-
ra incognita", wie Arnold Röttgen zu Beginn der 50er Jahre noch zutreffend 
feststellte.1 Als Meilensteine der durch solche Äußerungen herausgeforderten 
Hinwendung zu diesem Rechtsgebiet seien an dieser Stelle, angesichts einer 
kaum zu übersehenden Flut von Publikationen2 nur exemplarisch, die bahnbre-
chende Schrift von Hans Peter Ipsen über die „Öffentliche Subventionierung 
Privater"3, die Monographien von Volkmar Götz4 und Wilhelm Henke5 über 
das Recht der Wirtschaftssubventionen, die Behandlung des Themas „Verwalten 
durch Subventionen" durch die Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer 
1966 in Graz6 sowie des Themas „Ordnungsrahmen für das Recht der Subven-
tionen" durch den Deutschen Juristentag 1984 in Hamburg7 genannt. Ange-
sichts dieser „Vorarbeiten" erscheint es zumindest als überzogen, wenn Rolf 
Stober, mit Blick auf die Wirtschaftsförderung, kürzlich meinte, eine dogmati-
sche Durchdringung des Subventionsrechts stehe noch aus.8 

Allerdings kommt mit dieser Äußerung ein nach wie vor bestehendes Unbe-
hagen an einer vermeintlichen „dogmatischen Unterbilanz"9 und der „Kraftlo-
sigkeit der Bemühungen um die Leistungsverwaltung"10 zum Ausdruck. Dieses 
entlädt sich immer wieder, in der Hoffnung auf das Gesetz als zentralem Ord-
nungsfaktor, im Ruf nach einer umfassenden Kodifizierung des Subventions-

1 A. Köngen, DVB1 1953, S.487. 
1 Vgl. dazu im Uberblick die Nachweise im Literaturverzeichnis. 
3 H. P. Ipsen, Öffentliche Subventionierung Privater, 1956. 
4 V. Götz, Recht der Wirtschaftssubventionen, 1966. 
5 W. Henke, Das Recht der Wirtschaftssubventionen, 1979. 
6 Mit den Referaten von Hans Peter Ipsen ( W D S t R L Bd. 25 (1967), S. 257 ff.) und Hans 

Friedrich Zacher (aaO., S. 308 ff.). 
7 Mit dem Gutachten von Albert Bleckmann (Band I - Gutachten - Teil D) und dem Refe-

rat von Karl Heinrich Friauf (Band II - Sitzungsberichte - Teil M). 
8 R. Stober, BB 1996, S. 1845. 
9 F. Ossenbühl, DOV 1971, S.515, sowie, unter Bezugnahme hierauf, O. Bachof, 

W D S t R L Bd. 30 (1972), S. 212 f. 
10 H. F. Zacher, W D S t R L Bd. 25 (1967), S. 312. 
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rechts.11 Vor einer derartigen Verengung der Diskussion, sei sie nun rechtspoli-
tisch motiviert oder durch Ausführungen zum Gesetzesvorbehalt verfassungs-
rechtlich eingefordert, hat bereits Hans Friedrich 2acheru zu Recht gewarnt, 
macht doch auch eine gesetzliche Regelung eine angemessene Systematik des 
Subventionsrechts nicht entbehrlich, im Gegenteil: sie setzt sie voraus. 

Die augenfällige Diskrepanz zwischen herausragenden wissenschaftlichen 
Leistungen bei der Durchdringung des Subventionsrechts einerseits und den 
nicht zu bestreitenden Defiziten des entwickelten Instrumentariums zur Lö-
sung anstehender Rechtsprobleme andererseits läßt sich am ehesten dadurch 
erklären, daß sich die Schwerpunkte der Problemstellungen und damit auch der 
rechtswissenschaftlichen Auseinandersetzung in den vergangenen 50 Jahren 
durchgreifend gewandelt haben. Um manche „alten" Streitfragen ist es in letzter 
Zeit ruhiger geworden, sei es, weil sie befriedigend gelöst werden konnten, sich 
ihre Bedeutung im Lichte veränderter rechtlicher oder tatsächlicher Umstände 
relativiert hat, oder sei es schlicht, weil alle Argumente ausgetauscht sind und 
ein weiteres Arbeiten an dogmatischen Alternativen angesichts einer fest eta-
blierten und von der Rechtsprechung bestätigten Praxis wenig erfolgverspre-
chend scheint. Zur gleichen Zeit haben sich jedoch neue Konfliktlinien und 
Problemschwerpunkte herausgebildet, insbesondere im Zuge einer zunehmen-
den europarechtlichen Uberlagerung des nationalen Rechts. Eine kurze Skizze 
dieser zwei entgegenlaufenden Strömungen, die als Rechtfertigung für eine 
grundlegende Neubefassung mit dem Subventionsrecht dienen sollen, mag dies 
veranschaulichen. 

Unter der Geltung des Grundgesetzes war die Rechtswissenschaft zunächst 
aufgrund praktischer Erfordernisse damit konfrontiert, begriffliche13 und kon-
struktive Fragen der Abwicklung von Subventionen zu klären. Diese berührten 
insbesondere die Schnittstelle des öffentlichen Rechts zu privatrechtlichen Ge-
staltungen und die Einschaltung (privater) Dritter bei der Subventionsvergabe 
(Subventionsmittler).14 Markantes Beispiel hierfür ist Hans Peter Ipsens Schrift 
„Öffentliche Subventionierung Privater" aus dem Jahre 1956 mit der Entwick-
lung der sogenannten „Zwei-Stufen-Theorie".15 Diese „Konstruktionsfra-
gen"16 verloren in dem Maße an Bedeutung, in dem sich eine weitgehende öf-
fentlich-rechtliche Durchdringung des Subventionsrechts durchsetzte. 

11 Mit überwältigender Mehrheit empfahl die Abteilung Verwaltungsrecht des Deutschen 
Juristentages 1984 „in Ergänzung zum geltenden Haushaltsrecht und den Verwaltungsverfah-
rensgesetzen den Erlaß von Gesetzen zur Regelung des Verfahrens der Vergabe von Subventio-
nen an Unternehmen durch Bund und Länder", vgl. Verhandlungen des 55. Deutschen Juri-
stentages, 1984, Band 2, Teil M, S. 189 (Beschluß II. 1.); so auch K. H. Friauf, Referat Juristentag 
1984, M 19. 

12 H. F. Zacher, W D S t R L Bd. 25 (1967), S. 315. 
13 Zur früheren Auseinandersetzung um den Subventionsbegriff vgl. K. Stern, JZ 1960, 

S.519ff . ;A Hamann, DVB1 1963, S. 492 f. 
14 Vgl. z.B. V. Charbonnier, Öffentliche Wirtschaftsförderung, S. 133 ff. 
15 H. P Ipsen, Öffentliche Subventionierung Privater, S. 64 ff. 
16 So die Uberschrift des letzten Abschnitts „Konstruktionsfragen", vgl. H. P. Ipsen, Öf-
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Einen weiteren Schwerpunkt der Bemühungen bildete die Diskussion über 
die Handlungsformen der Subventionsvergabe. 1 7 Allerdings erwies sich diese 
als wenig ergiebig, da hier rechtliche Vorgaben weitgehend fehlen. So ist es nicht 
verwunderlich, daß zur Frage der „richtigen" Handlungsform kein Konsens er-
zielt werden konnte, die verschiedenen Konzept ionen vielmehr einander unver-
söhnlich gegenüberstehen. Uberwiegend wird in Übereinst immung mit der 
Subventionspraxis der Verwaltungsakt als geeignetes Instrument zur Begrün-
dung von Subventionsverhältnissen angesehen.1 8 Nach wie vor wird aber auch 
mit großem Nachdruck für eine stärkere (oder sogar ausschließliche) Verwen-
dung der F o r m des verwaltungsrechtlichen Vertrags plädiert.1 9 

D e n dritten Schwerpunkt bildete das Denken vom individuellen Rechts-
schutz (insbesondere Grundrechtsschutz) aus.2 0 Als Folge der erwähnten öf-
fentlich-rechtlichen Durchdringung des Subventionsrechts und vor allem als 
Folge der Verfeinerung der Grundrechtsdogmatik, insbesondere der Auswei-
tung der grundrechtlichen Schutzwirkungen, konnte ein angemessener Rechts-
schutz insbesondere für den Konkurrenten erreicht werden.2 1 

Schließlich führte die Forderung nach einer gesetzlichen Regelung des Sub-
ventionswesens nicht zu einem Ende der Praxis der Richtliniensubventionie-
rung. Die Geltung des Gesetzesvorbehalts ist lediglich für besonders grund-
rechtssensible Bereiche wie etwa die Pressesubventionierung anerkannt. 2 2 

Gleichwohl sind die Stimmen zugunsten einer Erstreckung des Gesetzesvorbe-
halts auf das Subventionsrecht bis hin zur Begründung eines sog. „Totalvorbe-
halts" 2 3 ebensowenig verstummt wie die rechtspolitische Forderung nach einer 
gesetzlichen Regelung. 2 4 Es mag richtig sein, daß dieser „juristische Dauerbren-
ner " 2 5 zu den umstrittensten Fragen des öffentlichen Wirtschaftsrechts zählt . 2 6 

Nachdem hierzu alle Argumente ausgetauscht zu sein scheinen und kaum Aus-
sicht auf eine Änderung einer seit Jahrzehnten gefestigten Rechtspraxis besteht, 

fentliche Subventionierung Privater, S. 59 ff.; zu „Konstruktionsfragen" auch K. Stern, JZ 1960, 
S. 560 ff. 

17 Grdl. M. Zuleeg, Die Rechtsform der Subventionen, 1965. 
18 Vgl. z.B. V. Götz, Recht der Wirtschaftssubventionen, 1966, S. 41 ff. 
19 Ch.-F. Menger, VerwArch Bd. 69 (1978), S. 93, 99 f., und insbesondere W. Henke, Das 

Recht der Wirtschaftssubventionen als öffentliches Vertragsrecht, 1979. 
20 Vgl. dazu H. P. Ipsen, W D S t R L Bd. 25 (1967), S. 297 ff.; H. F. Zacher, W D S t R L Bd. 25 

(1967), S. 354 ff. 
21 Vgl. dazu P.-M. Huber, Konkurrentenschutz im Verwaltungsrecht, S. 19ff., 135 ff., 

375 ff., 408 ff. 
22 OVG Berlin, NJW 1975, S. 1938 f.; OLG Frankfurt, NVwZ 1993, S. 706 f.; offengelassen 

von BVerfGE 80, S. 124, 132. 
23 So zuletzt H. Bauer, DOV 1983, S. 53 ff.; zur Lehre vom „Totalvorbehalt" vgl. zusam-

menfassend: W.-R. Schenke, GA 1977, S. 313 ff. 
24 Vgl. dazu die Beschlüsse des Deutschen Juristentages 1984, o. Fn. 11. 
25 R. Stoher, GewArch 1993, S. 136, mit Verweis auf P.-M. Huher, Konkurrentenschutz im 

Verwaltungsrecht, S. 497. 
26 R. Stober, GewArch 1993, S. 136, m. Nachw. 



4 Einleitung 

ist es angesichts verhärteter Fronten treffend, wenn Ähnlichkeiten mit einem 
Glaubenskrieg gesehen werden.27 

Parallel zu dem „Niedergang" der „klassischen" Fragen subventions-
rechtlicher Streittradition haben sich in der Staats- und Verwaltungsrechtslehre 
der jüngeren Zeit neue Diskussionsschwerpunkte herausgebildet. Tendenzen 
einer rechtstheoretischen Neuorientierung, erkennbar etwa am zunehmenden 
Einfluß der Rechtsverhältnislehre,28 veränderte dogmatische Perspektiven, er-
kennbar etwa am zunehmenden Einfluß steuerungstheoretischer Konzepte,29 

aber auch neue inhaltliche Schwerpunkte wie etwa die Debatten über Funktion 
und Reformbedarf des Haushaltsrechts,30 über die Stellung der Rechnungshöfe 
im Staatsgefüge,31 vor allem aber über die Problematik einer europarechtlichen 
Uberlagerung des nationalen Verwaltungsrechts32 können nicht ohne Rückwir-
kungen auf das Recht der Subventionen bleiben. Schon diese Entwicklungen 
lassen eine „Neuvermessung" des Gebietes auf der Grundlage veränderter Ko-
ordinaten angezeigt sein. Der Eindruck verstärkt sich, blickt man etwas näher 
auf die sich in letzter Zeit in Praxis und Rechtsprechung abzeichnenden Pro-
blemschwerpunkte und Herausforderungen des Subventionsrechts. 

Während Subventionen früher isoliert als Herausforderung für die nationale 
Rechtsordnung gesehen werden konnten,33 bilden sich gegenwärtig deutlich 

27 R. Stober, GewArch 1993, S. 136, m. Nachw. 
28 Vgl. dazu allg. N. Achterberg, Die Rechtsordnung als Rechtsverhältnisordnung, 1982; 

zur dogmatischen „Umsetzung" vgl. etwa H. Bauer, Die Bundestreue, 1992; R. Gröschner, Das 
Uberwachungsrechtsverhältnis, 1992; M. Schulte, Schlichtes Verwaltungshandeln, 1995. 

29 Zum „Verwaltungsrecht als Recht der Systemsteuerung" vgl. etwa E. Schmidt-Aßmann, 
Die Verwaltung 1994, S. 151 ff. Paradigmatisch auch das Thema „Verwaltung und Verwaltungs-
recht zwischen gesellschaftlicher Selbstregulierung und staatlicher Steuerung" auf der Staats-
rechtslehrertagung 1996 in Dresden, mit den Referaten von Matthias Schmidt-Preuß und Udo 
DiFabio, W D S t R L Bd. 56 (1997), S. 160 ff. 

30 Vgl. etwa das Tagungsthema „Die Steuerung des Verwaltungshandelns durch Haushalts-
recht und Haushaltskontrolle" der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer 1983 in 
Köln, mit den Referaten von Albert von Mutius und Gunnar Folke Schuppert, W D S t R L 
Bd. 42 (1984), S. 147 ff., sowie W. Heun, Staatshaushalt und Staatsleitung, 1989. 

31 Vgl. dazu die Tagung der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer 1995 in Wien, 
mit den Referaten von Christoph Degenhart und Helmuth Schulze-Fielitz, W D S t R L Bd. 55 
(1996), S. 190 ff. 

32 Vgl. hierzu etwa die Referate von M. Zuleeg und H.-W. Rengeling auf der Tagung der 
Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer 1993 zum Thema „Deutsches und europäisches 
Verwaltungsrecht - Wechselseitige Einwirkungen", W D S t R L Bd. 53 (1994), S. 154 ff.; dazu 
grdl. zuletzt Th. v. Danwitz, Verwaltungsrechtliches System und Europäische Integration, 
1996. 

33 So setzte sich W. Henke noch in seiner Schrift von 1979 zum Ziel, „eine wissenschaftlich 
befriedigende und praktisch brauchbare Ordnung für die Verwaltung der Wirtschaftssubven-
tionen in der Bundesrepublik - ohne Berücksichtigung der Europäischen Gemeinschaft - zu 
schaffen" (W. Henke, Das Recht der Wirtschaftssubventionen, S. IV). „Ausgeschlossen werden 
auch die Verträge der Europäischen Gemeinschaft und ihre supranationalen Regelungen, weil 
deren Einbeziehung die Ausbildung eines geschlossenen Subventionsrechts sehr erschweren 
würde" (W. Henke, aaO., S. 1). 
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G r u n d s t r u k t u r e n e i n e r internationalen Subventionsordnung h e r a u s , die das n a -
t i o n a l e R e c h t z u n e h m e n d p r ä g t ( d a r ü b e r u n t e n 2 . T e i l ) . 3 4 D i e E u r o p ä i s c h e n 
G e m e i n s c h a f t e n als B e s t a n d t e i l e u n d G l i e d e r d e r E u r o p ä i s c h e n U n i o n 3 5 h a b e n 
d a b e i n i c h t n u r die R o l l e e ines b e d e u t s a m e n s u p r a n a t i o n a l e n S u b v e n t i o n s g e -
b e r s ( d a z u gle ich) . I m R a h m e n des B e i h i l f e a u f s i c h t s v e r f a h r e n s d e r A r t . 8 7 f f . 
E G V k o m m t i h n e n z u d e m die F u n k t i o n z u , d ie S u b v e n t i o n s o r d n u n g e n d e r 
M i t g l i e d s t a a t e n d a d u r c h z u k o o r d i n i e r e n , daß d i e s e n in m e h r o d e r w e n i g e r g r o -
ß e m U m f a n g M a ß u n d R i c h t u n g v o r g e g e b e n w i r d . D i e s o g e n a n n t e n S u b v e n -
t i o n s k o d i z e s d e r K o m m i s s i o n lesen s i ch w i e A n l e i t u n g s b ü c h e r z u r S u b v e n t i o -
n i e r u n g . 3 6 D e r „ s h o o t i n g s t a r " des i n t e r n a t i o n a l e n S u b v e n t i o n s r e c h t s ist j e d o c h 
o h n e Z w e i f e l das A l l g e m e i n e Z o l l - u n d H a n d e l s a b k o m m e n ( G A T T ) u n t e r d e m 
n e u e n i n s t i t u t i o n e l l e n D a c h d e r W e l t h a n d e l s o r g a n i s a t i o n ( W T O ) n a c h d e n 
1 9 9 5 in K r a f t g e t r e t e n e n R e f o r m e n d e r „ U r u g u a y - R u n d e " . 3 7 I m S u b v e n t i o n s -
k o d e x ' 9 4 3 8 w u r d e d e r K o n f l i k t z w i s c h e n d e m n a t i o n a l e n I n t e r e s s e a m E i n s a t z 
v o n S u b v e n t i o n e n als I n s t r u m e n t e d e r W i r t s c h a f t s p o l i t i k u n d d e m I n t e r e s s e d e r 
„ S t a a t e n g e m e i n s c h a f t " an der V e r m e i d u n g n e g a t i v e r A u s w i r k u n g e n a u f d e n 
W e l t h a n d e l e r s t m a l s d u r c h e ine p o s i t i v e U m s c h r e i b u n g v o n ( l ed ig l i ch b e -
s c h r ä n k t a n g r e i f b a r e n ) S u b v e n t i o n e n z u l ö s e n v e r s u c h t . 3 9 E i n w e s e n t l i c h e s 

3 4 Richtungsweisend insoweit V. Götz, Recht der Wirtschaftssubventionen, S. 77 ff., 101 ff., 
und neuerdings G. Haverkate, Subventionsrecht, S. 335 ff. 

35 Nur am Rande sei an dieser Stelle auf das durch den Vertrag über die Europäische Union 
geschaffene terminologische, aber auch rechtsdogmatische Dilemma hinsichtlich des Verhält-
nisses der drei ursprünglichen Gemeinschaften (EGKS, E A G und E W G , jetzt gemäß Art. 8 
EUV als E G bezeichnet) zur Europäischen Union hingewiesen. Keine der hierzu vertretenen 
Theorien, sei es die sog. „Trennungsthese" (vgl. dazu Ch. Koenig/M. Pechstein, Die Europäi-
sche Union, S. 4 ff.) oder die „Verschmelzungsthese" (A v. Bogdandy/M. Nettesheim, EuR 
1996, S. 20 ff.) können alle Widersprüche des Vertrages lösen. Erklärungswert und Konsistenz 
sind wohl bei einem Modell vertikaler Eingliederung („Verklammerungsthese") am höchsten 
(vgl. dazu O. Dörr, EuR 1995, S. 344 ff.; A. v. Bogdandy/M. Nettesheim, EuR 1996, S. 11 f.). 
Durch den E U V wurden die weiterhin eigenständigen Gemeinschaften in die Europäische 
Union als Verband oder „gestufte internationale Organisation" eingegliedert. 

Terminologische Konsequenz ist, daß „Gemeinschaftsrecht" neben „Unionsrecht" besteht, 
letzteres jedoch einerseits Handlungsagenden der Europäischen Union schafft, andererseits 
jedoch auch gemeinsame Bestimmungen für die Gemeinschaften enthält. Der Begriff „Euro-
päische Union" eignet sich zur Bezeichnung des Gesamtverbandes, einschließlich der Gemein-
schaften (P. Badura, EuR Beiheft 1/1994, S. 19), jedoch sollte aus Gründen begrifflicher Präzi-
sion von einer einzelnen oder mehreren Gemeinschaften die Rede sein, wenn auf diese be-
grenzte Rechtsprobleme behandelt werden. 

3 6 Vgl. dazu den Sammelband der Europäischen Kommission, Wettbewerbsregeln für staat-
liche Beihilfen, 1995. 

3 7 Vgl. dazu M. Herdegen, Internationales Wirtschaftsrecht, S. 107 ff. 
3 8 Ubereinkommen über Subventionen und Ausgleichsmaßnahmen vom 15. April 1994, 

ABl. E G Nr. L 336/156. 
3 9 Bereits der Subventionskodex '79 brachte, insbesondere in der Präambel und in Art. 11 

zum Ausdruck, daß Subventionen mit einer bestimmten Zielsetzung (z.B. Regionalförderung) 
legitime Instrumente staatlicher Politik sind. Allerdings wurden hieran, abgesehen von einer 
allgemeinen Rücksichtnahme- und Abwägungspflicht, noch keine konkreten Rechtsfolgen ge-
knüpft. 
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Charakteristikum der sich herausbildenden internationalen Subventionsord-
nung ist damit neben dem traditionellen negativen „Prinzip der beschränkten 
Subvention" die Suche nach Kriterien für eine „international akzeptable Sub-

ito 
vention -

Die Internationalisierung des Subventionsrechts bezieht sich jedoch nicht 
nur auf die Entwicklung von Normen, die die nationalen Subventionsordnun-
gen koordinieren und harmonisieren. Mit der Europäischen Gemeinschaft ist 
ein weiterer bedeutender Subventionsgeber auf den Plan getreten. Während im 
Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik schon seit langem in großem Umfang 
Subventionen eingesetzt werden, verfolgt die EG heute eine Vielzahl unter-
schiedlicher politischer Ziele unter Einsatz dieses Instruments; dies reicht von 
der Struktur- und Regionalpolitik (im Rahmen der Strukturfonds der 
Art. 158 ff. EGV) über Ziele der Umwelt- und Verkehrspolitik (im Rahmen des 
Kohäsionsfonds gemäß Art. 161 Abs. 2 EGV) bis hin zu den Feldern der For-
schungs- und Technologieförderung (Art. 163 f. EGV) und der Industrieförde-
rung (Art. 157 EGV). Diese Subventionskompetenzen der EG haben die bereits 
bestehenden Subventionskompetenzen auf nationaler Ebene - von Bund, Län-
dern und Gemeinden - nicht verdrängt, sie treten vielmehr in Konkurrenz und 
ergänzend hinzu. Das Verhältnis der subventionsvergebenden Einheiten zuein-
ander im Sinne einer „föderalen Subventionsordnung" steht deshalb heute mehr 
denn je auf der Tagesordnung von Politik- und Rechtswissenschaft (darüber 
näher unten 3. Teil). Eine Verteilung der Subventionskompetenzen auf die ver-
schiedenen Ebenen als ausschließliche Kompetenzen wurde niemals versucht, 
ganz abgesehen von der Frage, ob dies bei indirekten Steuerungsinstrumenten 
überhaupt möglich wäre. Vielmehr hat sich die auf nationaler Ebene seit langem 
festgestellte Politikverflechtung41 auf das Verhältnis der nationalen Subven-
tionsgeber zum Subventionsgeber EG übertragen. Die Gefahren, die damit ver-
bunden sind, liegen auf der Hand: es gilt nicht nur zu verhindern, daß sich die 
Förderungsprogramme der verschiedenen Subventionsgeber gegenseitig in ih-
rem erwünschten Effekt behindern („konterkarieren"), auf dem Spiel steht viel-
mehr auch, daß durch Verflechtungen die Kompetenzordnung untergraben und 
Verantwortlichkeiten verwischt werden. Dieses Problem ist auf nationaler Ebe-
ne mit der Einführung der Gemeinschaftsaufgaben gemäß Art. 91a und 91b GG 
sicher noch nicht zufriedenstellend und schon gar nicht umfassend gelöst. Ob 
die zumeist neuen Vorschriften und Mechanismen des EGV (etwa in Art. 151, 
159,161,163,164 EGV) eine tragfähige Koordination der Subventionspolitiken 
leisten können, ist zumindest offen. 

Nicht weniger als im Verhältnis der Subventionsgeber zueinander (im „verti-
kalen Verhältnis") besteht auch auf der Ebene eines bestimmten Subventionsge-
bers Koordinationsbedarf („ho r izon ta l e Subventionsordnung", darüber näher 

40 G. C. Hufbauer/J. Shelton Erb, Subsidies in Internat ional Trade, S .8 , 11; S. Langer, 
Grundlagen , S. 255 ff. 

41 Vgl. dazu F. W. Scharpf u. a., Pol i t ikverf lechtung, 1976. 
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unten 4. Teil). Die hier auftretenden Fragestellungen, wer im Organverhältnis 
zueinander die Kriterien der Subventionspolitik rechtlich festlegen kann, wel-
che (rechtsstaatlichen) Anforderungen an diese Regelungen zu stellen sind und 
wie dabei andere staatliche Ziele (Haushaltsinteressen, Verwirklichung sonsti-
ger politischer Ziele) angemessen zu berücksichtigen sind, weisen weit über den 
alten Streit um den erweiterten Gesetzesvorbehalt hinaus (traditionelle Krite-
rien der Gewaltenteilung greifen im Fall von Gemeinden oder der Europäischen 
Union ohnehin nicht). Im Vordergrund des Interesses steht in diesem Zusam-
menhang heute mehr denn je die Frage nach der Rol le der Verwaltung bei der 
Konkretisierung (bzw. Erstellung) von Subventionsprogrammen. Angesichts 
der geringen Regelungsdichte des Subventionsrechts hat sie mit einem dichten 
N e t z von Subventionsrichtlinien einen „Ordnungsrahmen" 4 2 oder ein „Ord-
nungssurrogat" 4 3 geschaffen, das die Bedürfnisse der Praxis und den eigenen 
„Normenhunger" 4 4 zu befriedigen scheint. Gleichwohl bleibt ein Unbehagen: 
einerseits führte die starke Stellung der Verwaltung bei der Konkretisierung des 
„parlamentarischen Subventionsprogramms" zu einer Aufwertung der Exeku-
tive, die in einem Spannungsverhältnis zu herkömmlichen Vorstellungen von 
Gewaltenteilung zu stehen scheint. Andererseits wurden rechtsstaatliche Def i -
zite der Richtlinienpraxis erkennbar; das Verfahren des Richtlinienerlasses, 
insbesondere die häufig fehlende Publizität, wurde zunehmend kritisiert.45 Die 
Unsicherheiten der Rechtsprechung im Umgang mit Subventionsrichtlinien be-
stätigen diesen Befund. 4 6 Entsprechende Probleme der Rechtsstaatlichkeit und 
des institutionellen Gleichgewichts stellen sich auf europäischer Ebene. Im 
Rahmen des Beihilfeaufsichtsrechts hat die Kommission ein immer dichter 
werdendes N e t z von „Gemeinschaftsrahmen" bzw. „Subventionskodizes" 
(„guidelines", „frameworks" , „codes of conduct" ) geschaffen. Sie dirigiert da-
mit in einer völlig neuen Qualität die nationalen Subventionspolitiken. Auch 
dieses Subventionsstatut bedarf nicht nur einer rechtlichen Qualifizierung, son-
dern verlangt ebenso nach rechtsstaatlicher „Domest iz ierung" . 4 7 

42 M. Oldiges, NJW 1984, S. 1927 ff. 
43 H. F. Zacher, W D S t R L Bd. 25 (1967), S. 312. 
44 V. Götz, Recht der Wirtschaftssubventionen, S. 286. 
45 K. Vogel, W D S t R L Bd. 24 (1965), S. 164; H. Klein, Rechtsqualität und Rechtswirkun-

gen von Verwaltungsnormen, S. 181; Ch. Gusy, DVB11979, S. 255 ff.; A. Wittling, Die Publika-
tion von Rechtsnormen, S. 255 ff.; K. Lange, Innenrecht und Außenrecht, S. 329; speziell für 
Subventionsrichtlinien: M. Oldiges, NJW 1984, S. 1929 f. 

46 Vgl. etwa VGH Kassel, NVwZ-RR 1994, S.483: Ein Verstoß gegen die Vergaberichtli-
nien führe zur Rechtswidrigkeit des Subventionsbescheids und damit zu seiner Rücknahme 
gemäß §48 VwVfG. Den Gerichten komme jedoch bezüglich der Auslegung der Richtlinie 
keine eigene Interpretationskompetenz zu, mit der Folge, daß sie ihrer Entscheidung die Aus-
legung der Verwaltung zugrunde zu legen haben. 

47 Vgl. dazu insbesondere die Beiträge sowie die Diskussion zum Thema „The Com-
mission's Policy Frameworks", in: Ian Harden (Hrsg.), State Aid: Community Law and Policy, 
Köln 1993, S. 51 ff. 
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Die bisher geschilderten Erscheinungen betrafen alle den Bereich der ab-
strakt-generellen Festlegung des Subventionsprogramms. Seine Verwirkli-
chung findet dieses jedoch erst in der Umsetzung in Form von konkret-indivi-
duellen Subventionsverhältnissen (dazu näher unten 5. Teil). In der Entschei-
dung über die Subventionsvergabe im Einzelfall müssen die Interessen einer 
Vielzahl von mehr oder weniger direkt Betroffenen (vom Subventionsgeber 
über die internationalen Akteure und die Konkurrenten bis hin zum Subven-
tionsempfänger) berücksichtigt und zum Ausgleich gebracht werden. Auch in 
diesem Bereich ist eine Verlagerung der Problemschwerpunkte zu beobachten. 
Etwas in den Hintergrund gerückt sind etwa die Fragen des Konkurrenten-
schutzes.48 Zwei neuere Problemkreise sind demgegenüber in den Mittelpunkt 
rechtswissenschaftlicher Auseinandersetzungen getreten: der Schutz der Inter-
essen der internationalen Akteure (GATT/WTO, EU) sowie der Schutz des 
Subventionierten selbst vor unangemessenen Verhaltensbindungen. 

Die Interessen der Europäischen Union im konkreten Subventionsverhältnis 
manifestieren sich regelmäßig in der Gemeinschaftsrechtswidrigkeit der Sub-
ventionsvergabe, etwa bei einem Verstoß gegen Beihilfeverordnungen im Fall 
nationalen Vollzugs von Gemeinschaftsbeihilfen oder bei einem Verstoß natio-
naler Subventionen gegen Bestimmungen des Beihilfeaufsichtsrechts. Die dann 
notwendig werdende Rückabwicklung richtet sich nach nationalem Verfah-
rensrecht, regelmäßig nach § 48 VwVfG. Eine wichtige Schranke für die An-
wendung nationalen Rechts sieht der Europäische Gerichtshof jedoch in ständi-
ger Rechtsprechung im Diskriminierungsverbot sowie im Verbot praktischer 
Vereitelung.49 Von den deutschen Verwaltungsgerichten wurde die Rechtspre-
chung des EuGH grundsätzlich akzeptiert und durch eine europarechtskonfor-
me Auslegung der Bestimmungen des Verwaltungsverfahrensrechts umge-
setzt.50 Wie tragfähig diese Lösung auf Dauer sein wird und zu welchen Proble-
men sie im Detail noch führen wird, muß sich allerdings erst noch erweisen. 
Offen ist auch die Frage, ob das verschärfte GATT/WTO-Subventionsrecht 
Auswirkungen auf konkrete Subventionsverhältnisse haben wird. 

Bei der Analyse der neueren Rechtsprechung zum Subventionsrecht fällt ein 
weiterer Schwerpunkt auf: zunehmend liegen den Rechtsstreitigkeiten Proble-
me der Zweckverwirklichung bzw. der Zweckverfehlung zugrunde. Im Kern 
geht es dabei um die Frage, ob im Einzelfall der Subventionsgeber oder der Sub-
ventionsnehmer das Risiko des Scheiterns des mit der Subventionsvergabe an-
gestrebten Erfolgs zu tragen hat (Zweckverfehlung) und inwieweit der Subven-
tionsgeber das Zweckverfehlungsrisiko zulässigerweise auf den Subventions-
nehmer abwälzen darf. In letzter Zeit wurden von Praxis und Rechtsprechung 

48 Vgl. etwa die Rechtsprechungsübersichten von A. Dickersbach, NVwZ 1993, S. 846 ff. 
und NVwZ 1996, S. 962 ff. 

49 Vgl. dazu Tb. v. Danwitz, Verwaltungsrechtliches System, S. 345 ff. 
50 Vgl. dazu etwa BVerwGE 74, S. 357; 92, S. 81; 95, S. 213;/. Kokott, DVB11993, S. 1235 ff.; 

E. Pache, NVwZ 1994, S. 318 ff.; E. Steindorff, ZHR 152 (1988), S. 474 ff. 
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eine Vielzahl von rechtlichen Konstruktionen entwickelt und bestätigt, die dem 
Gesetzgeber oder der Verwaltung eine weitgehende Verlagerung des Zweckver-
fehlungsrisikos auf den Subventionsnehmer ermöglichen. Einerseits wurden 
einschneidende gesetzliche Sicherungsmodelle bestätigt5 1 oder sogar noch zu 
Ungunsten des in die Pflicht genommenen Subventionsnehmers ausgelegt5 2 . 
Auf der anderen Seite wurden insbesondere auch die Möglichkeiten der Verwal-
tung erweitert, das Zweckverfehlungsrisiko auf den Subventionsnehmer zu 
übertragen; 5 3 besonders hingewiesen sei nur auf die im Subventionsrecht ent-
wickelte Figur des vorläufigen Verwaltungsaktes 5 4 . Während es so zunehmend 
zu einem Ausbau der Sicherungsmöglichkeiten des Subventionsgebers kam, 
fand der Aspekt einer Begrenzung dieser Risikoverlagerung nur wenig Beach-
tung. Primär wurde dabei der formale Aspekt einer Obliegenheit der Verwal-
tung zu Ausdrücklichkeit und Bestimmtheit der entsprechenden Regelungen in 
den Richtlinien oder dem Subventionsbescheid betont. 5 5 Kaum Beachtung 
fanden jedoch materielle Aspekte einer Begrenzung der Risikoverlagerung. Die 
Erörterungen beschränkten sich auf den Hinweis, daß ein umfassendes A b -
sichern der Rechtswidrigkeit eines Bewilligungsbescheides durch Nebenbe-
stimmungen unzulässig,5 6 bzw. daß der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu 
wahren sei.5 7 Die von der Literatur angemahnte Aufgabe, das Zweckverfeh-
lungsrisiko nach Risikosphären zu verteilen,5 8 wurde dagegen bisher von der 

51 Rückforderung bei Verletzung von Aufzeichnungspflichten: VGH Kassel, RIW 1994, 
S. 84 ff., sowie, mit zusätzlicher Beweislastumkehr: BVerwG, NVwZ 1992, S. 772 ff. Verfall ei-
ner Kaution im Marktordnungsrecht: BVerwGE 82, S. 278 ff. Zur besonders scharfen Rückfor-
derungsregelung bei Gasölbetriebsbeihilfen im Falle unrichtiger Angaben vgl. BVerwG, DVB1 
1994, S. 409f. 

52 Vgl. insbesondere die Rechtsprechung zur Dreijahresfrist des Investionszulagengesetzes 
für den Verbleib von geförderten Wirtschaftsgütern im Betrieb des Subventionsnehmers: 
BVerwG, DÖV 1993, S. 913 f. (Notwendigkeit der Identität Investor/Betreiber); NdS.FG, 
EFG 1994, S. 444 (Wirtschaftsgut muß ab Anschaffung drei Jahre ununterbrochen im Betrieb 
sein). Vgl. zur fünfjährigen Bindungsfrist des § 7d Abs. 6 EStG: BFH, DStZ 1994, S. 156. 

53 So BVerwG, NJW 1969; S. 809 ff.; BSGE 48, S. 120 ff.; BSG, NVwZ 1984, S.62 ff.; OVG 
Lüneburg, NVwZ 1985, S. 500 f. mit Hinweis auf die Figur des „Verwaltungsaktes auf Unter-
werfung"; BVerwG, DVB1 1983, S. 810 ff. (Gleisanschlußverkehr): Widerruf beseitigt Rechts-
grund für das Behaltendürfen der Subvention; OVG Lüneburg, NVwZ 1985, S. 499 f.: Rück-
nahme des Subventionsbescheides nach § 48 VwVfG, wenn Verwaltungsentscheidung nicht 
durch den Subventionszweck gerechtfertigt ist (bei Verstoß gegen Subventionsrichtlinien); 
VGH Mannheim, NVwZ 1987, S. 520 f.: Widerruf bei Verpflichtung der Vorlage eines ord-
nungsgemäßen Verwendungsnachweises; BVerwGE 89, S. 345 ff.: Rückforderung im Rahmen 
eines fehlgeschlagenen Vertragsverhältnisses. 

54 BVerwGE 67, S. 97 ff. (Magermilch); OVG Münster, NVwZ 1993, S. 76 ff. 
55 Vgl. dazu VGH Kassel, NVwZ 1989, S. 165 ff.; VGH Kassel, NVwZ 1990, S. 879 ff. (Un-

klarheiten hinsichtlich der Rechtsform der Vergabe gehen zu Lasten der Behörde). Entspre-
chend entschied das BVerwG, NVwZ-RR 1990, S. 178 ff., daß der Verwaltung eine Verschie-
bung der durch Gesetz vorgenommenen Risikoverteilung hinsichtlich der Zweckverfehlung 
verwehrt ist. 

56 OVG Münster, NVwZ 1993, S. 76, 79, m. w. Nachw. 
57 Vgl. etwa VGH Kassel, RIW 1994, S. 84 ff. 
58 P. Weides, NJW 1981, S. 841, 845 ff.; V Götz, NVwZ 1984, S. 480, 484. 
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Rechtsprechung vernachlässigt. Ähnliche Fragestellungen ergeben sich auch im 
Bereich der Gemeinschaftsbeihilfen.59 

Die Beobachtung, daß bei der Umsetzung eines Subventionsprogramms im 
Rahmen konkreter Subventionsverhältnisse Fragen der Zweckverwirklichung 
(Zwecksicherung/Zweckverfehlung) einen herausragenden Stellenwert erlangt 
haben, ist noch in einem weiteren Zusammenhang von Interesse. Die gesamte 
Verwaltungstätigkeit ist heute wesentlich stärker ziel- und zweckorientiert als 
früher. Die Leistungs- und insbesondere die Subventionsverwaltung bildet le-
diglich ein markantes Beispiel für diese Erscheinung. Diese Verwaltungstätig-
keit muß sich in einem Verfassungsstaat nicht nur nach der Rechtmäßigkeit fra-
gen lassen, sondern gerade auch am Umfang der Zweckerreichung im Sinne 
einer Ergebniskontrolle messen lassen (darüber näher unten 6. Teil). Die Ver-
waltungseffizienz des Leistungsstaats wird neben einer reinen Rechtmäßig-
keitskontrolle (sei es intern durch die Verwaltung selbst oder extern durch Ge-
richte) zusätzlich einer Finanzkontrolle (regelmäßig extern durch Rechnungs-
prüfungsorgane) unterworfen. Die Erwartungen, die dabei an die Tätigkeit der 
Rechnungshöfe herangetragen werden, nämlich staatliche Leistungen einer ef-
fektiven Erfolgskontrolle zu unterziehen, drohen deren traditionellen Auftrag, 
die Wirtschaftlichkeit und Ordnungsmäßigkeit der Haushalts- und Wirt-
schaftsführung zu prüfen (vgl. Art. 114 Abs. 2 S. 1 GG), zu übersteigen. Stellung 
und Funktion der Rechnungshöfe im Staatsaufbau stehen deshalb auch erneut 
im Mittelpunkt rechtswissenschaftlichen Interesses.60 Gerade die Aufgabe, 
Subventionsprogramme einer Ziel- und Erfolgskontrolle zu unterziehen, wird 
nicht nur zunehmend angemahnt,61 sie wird teilweise auch schon wahrgenom-
men. Fragen der Zweckkontrolle sind in den Subventionsberichten der Bundes-
regierung zu eigenständigen Abschnitten avanciert.62 Die Rechnungshöfe un-
terstellen die Subventionspraxis verstärkt einer kritischen Uberprüfung.63 Eine 
interessante Frage ist es in diesem Zusammenhang, inwieweit die EG-Kommis-
sion im Rahmen der Beihilfeaufsicht (oder auch die W T O im Rahmen ihrer 
Subventionskontrolle) verstärkt zu einer Ergebniskontrolle gelangen wird.64 

Denn im Bereich der Gemeinschaftsbeihilfen hat sich der Topos der Erfolgs-
kontrolle bereits fest etabliert. Auch ein Blick ins Ausland fördert gerade in in-
stitutioneller Hinsicht eine Vielfalt interessanter Verfahren der Subventions-
kontrolle ans Tageslicht. Verwiesen sei hier nur auf das Budgetverfahren in den 
USA, mit dessen Hilfe der Kongreß eine detaillierte Subventionskontrolle 
durchführt (dazu wird für jede Sachmaterie ein Haushaltsausschuß eingerich-

59 Vgl. dazu unten S. 586 ff. und S. 601 ff. 
60 Vgl. etwa die Tagung der Staatsrechtslehrer 1995 in Wien. 
61 Vgl. etwa W. Spannowsky, D Ö V 1995, S. 41 ff. 
62 Seit dem 6. Subventionsbericht, S. 32 ff., vgl. zuletzt den 16. Subventionsbericht, S. 33 ff. 
63 In diesem Sinne etwa das Ergebnis einer Konferenz der Präsidenten der Rechnungshöfe, 

D Ö V 1986, S. 363 ff. 
64 Vgl. dazu W. Spannowsky, JZ 1992, S. 1160 ff.; zu den Anforderungen des Europarechts 

an eine Erfolgskontrolle vgl. M. Bullinger, Generalbericht, S. 198 ff. 
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tet).6 5 Auf dieser Grundlage hat sich eine intensive rechtspolitische Diskussion 
entwickelt. Es seien hier nur beispielhaft einige Vorschläge genannt: die Bünde-
lung der Prüfungsaktivitäten der Rechnungshöfe,6 6 die Errichtung von Subven-
tionsämtern6 7 oder die Errichtung eines unabhängigen Sachverständigenra-
tes6 8 .6 9 

Die Darstellung der im Subventionsrecht gegenwärtig besonders heftig dis-
kutierten Probleme sollte lediglich zeigen, daß es sich lohnen wird, dieses 
Rechtsgebiet wieder einer gründlichen Untersuchung zu unterziehen. Schwie-
riger als die Rechtfertigung einer erneuten Behandlung ist jedoch die Frage nach 
Aufbau und Zielsetzung einer solchen Arbeit, insbesondere nach den notwen-
dig werdenden Ausgrenzungen. Denn bereits an dieser Stelle muß einer mögli-
chen Erwartung entschieden entgegengetreten werden: eine umfassende Dar-
stellung des geltenden Subventionsrechts kann sicherlich nicht im Rahmen ei-
ner Monographie geleistet werden (wobei offen bleiben kann, ob dies vor 50 
Jahren noch möglich gewesen wäre). Hierzu wäre ein mehrbändiges Werk er-
forderlich, bei dem allein schon die Frage nach einer internationalen Subven-
tionsordnung, das Recht der EG-Subventionen oder das Beihilfeaufsichtsrecht 
der E G mit je eigenen Bänden vertreten sein könnten. Da dieses fiktive Werk 
trotz der thematischen Verklammerung sehr verschiedene Rechtsgebiete (vom 
internationalen Handelsrecht über das Europa-, Verfassungs- bis hin zum 
Kommunalrecht), insbesondere aber jeweils eine kaum zu überblickende Praxis 
(im Bereich der Kommunalsubventionen, der staatlichen Subventionen, der 
EG-Interventionen. . . ) erfassen und behandeln müßte, wäre es zumindest wün-
schenswert, daß dabei verschiedene Experten beteiligt würden. 

Ausgehend von der Feststellung, daß hier nicht etwa ein Handbuch des Sub-
ventionsrechts geschrieben werden kann, soll im folgenden trotzdem der Ver-
such unternommen werden, aktuelle Grundfragen des Subventionsrechts unter 
einheitlichen, übergreifenden Gesichtspunkten zu untersuchen. Der Tatsache, 
daß dabei kein Handbuch entstehen soll, in dem etwa der interessierte Praktiker 
zu jeder Subventionsart einschlägige Informationen erhält, soll dabei etwas Po-
sitives abgewonnen werden. Durch eine Konzentration auf grundlegende Ent-
wicklungen im Subventionsrecht, die an einzelnen Subventionsarten nur exem-
plarisch verdeutlicht werden, wird der Blick von den einzelnen Gewächsen des 

65 Vgl. dazu den Diskussionsbeitrag von H. D. Jarass, in: Götz/Klein/Starck, Die öffent-
liche Verwaltung zwischen Gesetzgebung und richterlicher Kontrolle, 1985, S. 89. 

66 H. Karehnke, D Ö V 1975, S.623, 632. 
67 A. H. Klemp, Öffentliche Finanzhilfen, S. 164 f.; M. Schlesinger, Subventionsvergabe im 

Wettbewerb, S. 28, m. w. Nachw. 
68 K. H. Hansmeyer, FA n.F. Bd. 30 (1971/72), S. 117: „Subventionsrat"; V Stern/G. Wer-

ner, Subventionsabbau, S. 46; Unabhängige Sachverständigenkommission zur Uberprüfung 
der Subventionen im Haushalt des Landes Schleswig-Holstein, Abschlußbericht Kiel 1984; 
Entwurf des Landes Niedersachsen eines Gesetzes über die Bildung eines Sachverständigen-
gremiums zur Bewertung von Subventionen, BR-Drs. 416/84. 

6 9 Vgl. auch allgemein den Entwurf eines Gesetzes zur Sicherung der Erfolgskontrolle bei 
der Vergabe von Subventionen, BT-Drs. 12/8150. 
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„Subventionsdschungels" gehoben und werden die Konturen und Strukturen, 
insbesondere die Wachstums- und Entwicklungslinien des gesamten Gebietes 
wahrgenommen, Verbindendes wie auch Trennendes. 

Das Gelingen dieses Unternehmens wird davon abhängen, ob Gesichtspunk-
te gefunden werden können, die es ermöglichen, die genannten, bisher nur lose 
aneinandergereihten Probleme aus einem einheitlichen Blickwinkel zu betrach-
ten, und die zugleich als Wegweiser die Gefahr bannen, sich in den tatsächlichen 
Niederungen des Subventionsdschungels zu verirren. Diese einheitliche Per-
spektive würde von vornherein aufgegeben, würde die Untersuchung, einer tra-
ditionellen Herangehensweise folgend, nach Subventionsgebern (Kommunal-
subventionen, Bundes- und Landessubventionen, EG-Interventionen etc.) oder 
auch nur nach Rechtsgebieten (Verfassungsrecht, Verwaltungsrecht, Kommu-
nalrecht, Europarecht etc.) gegliedert. Als Alternative bietet sich an, den Unter-
suchungsgegenstand und seine Sachgesetzlichkeiten in den Vordergrund zu 
stellen, das Phänomen der Subventionen. Der erste Teil der Untersuchung steht 
daher ganz im Zeichen des Bemühens, die Grundlagen und Grundstrukturen 
des Subventionswesens herauszuarbeiten, um hieraus eine „systematische Ord-
nung des Rechtsstoffes nach einheitlichen Gesichtspunkten"70 entwickeln zu 
können. 

70 W Henke, Das Recht der Wirtschaftssubventionen, S. III. 



1. Teil 

Grundlagen 

§ 1 Funktionelle, rechtliche, integrierte Betrachtungsweise 

A. Funktionelle Betrachtungsweise 

I. Mögliche Untersuchungsperspektiven 

D i e P e r s p e k t i v e n , v o n denen her m a n das S u b v e n t i o n s w e s e n e iner recht l i -
c h e n A n a l y s e u n t e r z i e h e n k a n n , s ind vielfält ig, w e n n auch n i c h t bel iebig . I h r e n 
S c h w e r p u n k t k a n n die S i c h t w e i s e des d u r c h die S u b v e n t i o n B e g ü n s t i g t e n ( S u b -
v e n t i o n s n e h m e r s ) , 1 des v o n ihr ausgesch lossenen o d e r v o n ihr b e t r o f f e n e n D r i t -
ten ( K o n k u r r e n t e n ) 2 o d e r die jenige des s u b v e n t i o n i e r e n d e n G e m e i n w e s e n s 
( S u b v e n t i o n s g e b e r s ) 3 b i lden. B e d e u t s a m sind f e r n e r A u s w a h l u n d B e t o n u n g 
des r e c h t l i c h e n F u n k t i o n s z u s a m m e n h a n g s , in d e m die S u b v e n t i o n steht u n d 
v o n d e m aus sie b e t r a c h t e t wird . I n s o w e i t läßt s ich nach e iner in terna t iona len 
(völker - o d e r e u r o p a r e c h t l i c h e n ) , e iner hausha l t s recht l i chen , e iner b und ess taa t -
l i chen, e iner g r u n d r e c h t l i c h e n o d e r e iner wir t schaf t sver fassungsrecht l i chen 
S u b v e n t i o n s o r d n u n g f ragen . 4 

1 H. F. Zacher, Verwaltung durch Subventionen, S. 325 ff.: „Das Subventionsrechtsverhält-
nis: Der Bürger in der Subvention". 

2 H. F. Zacher, Verwaltung durch Subventionen, S. 354 ff.: „Der Bürger vor der Subven-
tion"; M. Zuleeg, Subventionskontrolle durch Konkurrentenklage, S. 13 ff., 62 ff. 

3 H. Wagner, Öffentlicher Haushalt und Wirtschaft, S. 47 ff.; K. Preußner, Kontrolle, 
S. 13 ff.; R. Hansmann, Der Schutz des öffentlichen Finanzinteresses bei der Gewährung von 
Subventionen, S. 1 ff. 

4 Dieser in der subventionsrechtlichen Literatur eher seltenen Vorgehensweise entspricht 
am ehesten A. Bleckmann mit seinem Gutachten für den Deutschen Juristentag zum Thema 
„Ordnungsrahmen für das Recht der Subventionen", in dem er eine wirtschaftsverfassungs-
rechtliche Perspektive entfaltet, vgl. A. Bleckmann, Gutachten, D 7, D 21 ff. Sein wesentliches 
Anliegen ist es, der „chaotische(n) Lage des Subventionswesens" durch einen stärkeren Rück-
griff auf die Verfassung, insbesondere aber durch eine „Weiterentwicklung des Wirtschaftsver-
fassungsrechts" zu begegnen (aaO., D 19). Den entscheidenden Ausgangspunkt hierfür sieht 
Bleckmann in der „Sozialen Marktwirtschaft" als vom Grundgesetz vorausgesetzter Wirt-
schaftsordnung (aaO., D 21 ff.). 
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Als mittlerweile klassisch kann man eine eher statische Betrachtungsweise 
bezeichnen, die die Suche nach Rechtsgrundlagen und Rechtsformen der Sub-
ventionsvergabe in den Mittelpunkt rückt. Dabei dienen neben den kompetenz-
rechtlichen Grundlagen und der Erfassung der Subvention als normativer „Ge-
samtmaßnahme" 5 insbesondere die Rechtsform sowie die Rechtsnatur der Sub-
vention bei der Vergabe im Einzelfall als Untersuchungsperspektive.6 E in mar-
kantes Beispiel hierfür ist die Monographie von Wilhelm Henke aus dem Jahre 
1979/ Die Ergebnisse dieser Auseinandersetzung mit dem Subventionsrecht 
stehen und fallen mit der Prämisse, die bereits im Titel zum Ausdruck kommt: 
„Das Recht der Wirtschaftssubventionen als öffentliches Vertragsrecht". Auf 
nur wenigen Seiten legt Henke dar, warum „die Begründung des Subventions-
verhältnisses durch Vertrag" als „Grundlage des Subventionsrechts" dienen 
soll.8 Von dieser Prämisse hängt dann der Ertrag des gesamten Werkes ab. 

Eine zentrale Rol le bei der Erfassung und Beschreibung des Verwaltungs-
rechts spielt seit jeher eine modale Typologie der Verwaltungstätigkeit. Bahn-
brechend war die Erkenntnis von Ernst Forsthoff, daß die Leistungsverwaltung 
ein eigenständiger Verwaltungstypus ist, der spezifische Rechtsfragen aufwirft.9 

So wurde auch das Subventionsrecht als Leistungsrecht eingeordnet.1 0 D e r Er-
kenntniswert dieser Perspektive wurde jedoch angesichts der sehr unterschied-
lichen Funkt ionen staatlicher Leistungen schon bald in Frage gestellt und insbe-
sondere auf die Besonderheiten staatlicher Lenkung durch Leistungen hinge-
wiesen. 11 Dieser Perspektivenwechsel wirkte sich auch auf die wissenschaftliche 
Erfassung und Behandlung von Subventionen aus. Nicht nur in der Polit ikwis-
senschaft,1 2 sondern auch in der Rechtswissenschaft ist eine Tendenz erkennbar, 

5 Zum Begriff der „Subvention als Gesamtmaßnahme" vgl. V. Götz, Recht der Wirt-
schaftssubventionen, S. 23 ff. Er bezeichnet die Entscheidung für die Subvention einschließlich 
der Setzung ihres Zwecks und der abstrakt-generellen Festlegung des Begünstigtenkreises. Bei 
der Frage nach der Rechtsnatur dieses Aktes steht die Frage nach der Reichweite des Gesetzes-
vorbehalts im Subventionsrecht im Mittelpunkt, vgl. dazu unten S. 432 ff., S. 445 ff., S. 505 ff. 

6 Vgl. etwa H. P. Ipsen, Öffentliche Subventionierung Privater, 1956, S. 54 ff.; K.-O. Hen-
ze, Verwaltungsrechtliche Probleme der staatlichen Finanzhilfe zugunsten Privater, 1958; M. 
Zuleeg, Die Rechtsform der Subventionen, 1965; C.-F. Menger, VerwArch Bd. 69 (1978), 
S. 93 ff.; D. Ehlers, VerwArch 1983, S. 112 ff. Für die Schweiz: P. Richli, ZFS 1986, S.79ff.; 
S. Giacomini, Verwaltungsrechtlicher Vertrag und Verfügung im Subventionsverhältnis „Staat-
Privater", 1992. 

7 W. Henke, Das Recht der Wirtschaftssubventionen als öffentliches Vertragsrecht. 
8 W. Henke, aaO., S. 20 ff., 26. 
9 E. Forsthoff, Die Verwaltung als Leistungsträger, 1938, S. 1 ff.; ders., Rechtsfragen der lei-

stenden Verwaltung, S. 9 ff.; ders., Verwaltungsrecht, S.368. Vgl. in diesem Sinne auch neuere 
Systematisierungsansätze im Verwaltungsrecht, z.B. H. Faber, Verwaltungsrecht, §§20 ff. (Das 
Recht der Eingriffsverwaltung), §§24 ff. (Das Recht der Leistungsverwaltung), §§31 ff. (Das 
Recht der Infrastrukturverwaltung). 

10 In diesem Sinne grdl. G. Haverkate, Rechtsfragen des Leistungsstaats, S. 3 ff., 145 ff. 
11 So unterschied P. Badura, D O V 1966, S. 629 ff., (noch innerhalb eines umfassender ver-

standenen Leistungsrechts) die lenkende Verwaltung von der Daseinsvorsorge. 
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Subventionen aus der leistungsrechtlichen Betrachtung herauszulösen und in 
die Palette staatlicher Handlungsinstrumente einzufügen.13 

Als erkenntnisleitende Perspektive bieten sich dementsprechend die Funk-
tionen des Rechts an. Neben seiner grundlegenden Ordnungsfunktion kommt 
ihm, bezogen auf den Gegenstand der öffentlichen Verwaltung, in erster Linie 
Bewirkungs- und eine Rechtsschutzfunktion zu.14 Gefördert durch den Pro-
blemdruck der Praxis spielt unter diesem Gesichtspunkt im Subventionsrecht 
das Anliegen des Rechtsschutzes traditionell eine bedeutende Rolle, bezogen 
vor allem auf übergangene Subventionsbewerber und beeinträchtigte Konkur-
renten,15 in neuerer Zeit aber auch auf die Subventionsnehmer selbst16. Über 
eine lange Tradition verfügt mittlerweile auch die Orientierung an der Ord-
nungsfunktion des Rechts. Richtungweisend war dabei der Beitrag von Hans F. 
Zacher auf der Staatsrechtslehrertagung 1966 zum Thema „Verwaltung durch 
Subventionen",17 in dem er die Betrachtung des Subventionsrechts in erster Li-
nie als „rechtliche Ordnungsaufgabe" verstand.18 Einen vorläufigen Höhe-
punkt erlangte diese erkenntnisleitende Perspektive in den Verhandlungen der 
verwaltungsrechtlichen Abtei lung des 55. Deutschen Juristentages 1984 zum 
Thema „Ordnungsrahmen für das Recht der Subventionen". Die Bewirkungs-
funktion des Rechts als zentrales Erkenntnisinteresse kommt bereits 1953 in der 
Abhandlung Arnold Röttgens über „Subventionen als Mittel der Verwaltung" 
programmatisch zum Ausdruck.1 9 Hiermit wurde schon früh der Weg zu einer 
an den öffentlichen Lenkungsinteressen orientierten instrumenteilen Betrach-
tung des Subventionswesens gebahnt.20 

12 Vgl. insbesondere G. Kirchhoff, Subventionen als Instrument der Lenkung und Koordi-
nierung, S. 13 ff. 

13 So G. Störi, Verhaltenssteuerung durch Subventionen, S. 2, 56 ff. (für die Schweiz); G. 
Schetting, Rechtspraxis, S. 5 f., weist darauf hin, daß die Subvention ein Instrument zwischen 
Eingriffsverwaltung und „reiner" Leistungsverwaltung ist (Geben und Nehmen). 

14 Hierzu zuletzt grundlegend Th. v. Danwitz, Verwaltungsrechtliches System, S. 45 ff. et 
passim. 

15 Vgl. dazu M. Zuleeg, Subventionskontrolle durch Konkurrentenklage, 1974; F. Kopp, 
WiVerw 1978, S. 175 ff.; W.-R. Schenke, NVwZ 1993, S. 718 ff. 

16 Vgl. etwa P. Henseler, VerwArch Bd. 77 (1986), S. 249 ff. 
17 H. F. Zacher, W D S t R L Bd. 25 (1967), S. 308 ff. 
18 AaO., S. 316 ff. 
19 A. Köngen, DVB1 1953, S. 485 ff. 
20 In dieser Tradition steht insbesondere auch H. P. Ipsen, Öffentliche Subventionierung 

Privater, 1956; ders., W D S t R L Bd. 25 (1967), S. 258 ff.; ders., Subventionen, Rn. 7ff. 
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II. Funktionelle Betrachtungsweise als Instrument 
öffentlicher Zweckverfolgung 

Subventionen werden von der öffentlichen Hand eingesetzt, um Wirkungen 
zu erzielen. Sie dienen damit dem Subventionsgeber als Handlungsinstrument, 
um im Rahmen seines Gemeinwohlauftrags politische Zielsetzungen zu ver-
wirklichen. 2 1 Wirkungen dürfen aus dieser Perspektive nicht zufällig sein, es 
handelt sich vielmehr um zu bewirkende Wirkungen. Eine rechtliche Untersu-
chung sollte ihren Ausgangspunkt bei dieser Gestaltungsfunktion von Subven-
tionen nehmen. 2 2 Damit liegt eine funktionelle Betrachtungsweise nahe. 

Dieser methodische Ausgangspunkt findet seine Bestätigung in einem um-
fassenderen Paradigmenwechsel im öffentlichen Recht . 2 3 Als Antwort auf die 
„Krise staatlicher Steuerung" tritt der „Steuerungsstaat" in den Mittelpunkt des 
Interesses.2 4 E ine zunehmende Komplexität gesellschaftlicher und wirtschaftli-
cher Verhältnisse (als faktische Ursache) sowie die umfassende Verantwortung 
des Sozialstaats für gesellschaftliche und wirtschaftliche Verhältnisse (als nor-
mative Ursache) führen zu einer Erweiterung des staatlichen Handlungsinstru-
mentariums über die klassischen Handlungsformen hinaus um influenzierende 
(mittelbar einwirkende) Instrumente. Unter den „neuen", indirekten Hand-
lungsformen k o m m t den finanzstaatlichen Handlungsmöglichkeiten („Len-
kung durch G e l d " ) 2 5 eine zentrale Rol le zu, und zwar sowohl im Rahmen der 
Mittelvereinnahmung (Lenkungssteuern, Sonderabgaben) 2 6 , als auch insbeson-
dere im Rahmen der Mittelverausgabung. 

Worin liegt nun die besondere Funkt ion der Subvention im Rahmen der er-
weiterten staatlichen Handlungsformen? Seit langem schon gilt die Subvention 
als besonders wirksames Instrument staatlicher Herrschaft . 2 7 Mit ihrer Hilfe 
werden staatliche Aufgaben durch Beeinflussung des Verhaltens Privater erfüllt 
oder gefördert. Die Zweckverwirklichung erfolgt im Rahmen einer kooperati-
ven Interessenstruktur.2 8 Normat ive und tatsächliche Vorgaben für die Koor-

21 V. Götz, Subventionserschleichung, S. 6 ff.: „Das Politische als Wesenselement der Sub-
ventionierung". 

22 K. H. Friauf, DVB1 1966, S. 732; G. Schetting, Rechtspraxis, S. 6. 
23 Vgl. dazu näher unten S. 57 ff. 
24 F.-X. Kaufmann, Diskurse über Staatsaufgaben, S. 28 ff.; R. Mayntz, Politische Steue-

rung, S. 263 ff.; W. Henke, JZ 1992, S. 546 f., sieht hierin die „moderne Schicht" der Dogmatik 
des öffentlichen Rechts, die die alten ergänzt; E. Schmidt-Aßmann, Die Verwaltung Bd. 27 
(1994), S. 151 ff.: „Verwaltungsrecht als Recht der Systemsteuerung"; W. Hoffmann-Riem, 
DOV 1997, S. 439, m. Nachw.: „steuerungswissenschaftliche Perspektive" - „Verwaltungs-
rechtswissenschaft als SteuerungsWissenschaft". 

25 Zur Problematik „Staat und Geld" sowie „Ausübung der Staatsgewalt durch Geld" vgl. 
grdl. K. Vogel, Der Finanz- und Steuerstaat, Rn. 3 ff., 22 ff. 

26 Vgl. dazu M. Rodi, Umweltsteuern, S. 33 ff. 
27 K. H. Friauf, DVB1 1966, S. 729, 732 m. Nachw. 
28 „Die Interessenstruktur der Subvention ist kooperativ", vgl. G. Schetting, Rechtspraxis 
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dination öffentlicher Subventionszwecke mit den Zielen und Zwecken der sub-
ventionierten Privaten (unter Berücksichtigung der Interessen Dritter) haben 
daher als Schlüssel für die Erstellung einer Dogmatik des Subventionsrechts zu 
dienen.29 

B. Besonderheiten einer rechtlichen Betrachtungsweise 

Die Festlegung, daß Subventionen in funktioneller Betrachtungsweise als 
Instrument öffentlicher Zweckverfolgung untersucht werden sollen, gibt die 
Blickrichtung oder Perspektive an, sagt jedoch noch nichts über die dabei anzu-
legenden Maßstäbe aus. Wenn im folgenden aus den vielfältigen in Betracht 
kommenden Beurteilungskriterien eine spezifisch rechtliche Beurteilung zu-
grunde gelegt werden soll, so ist damit eine erste grobe Abgrenzung gegenüber 
anderen, insbesondere politikwissenschaftlichen oder ökonomischen Vorge-
hensweisen erreicht. 

I. Außerrechtliche Betrachtungsweisen 

Nicht nur die Rechtswissenschaft befaßt sich mit dem Thema der Subventio-
nen. Unabhängig von ihrer rechtlichen Erfassung sind sie Erscheinungen des 
politischen Systems, die in das Blickfeld der Politikwissenschaft geraten.30 Als 
ökonomische Instrumente, die ihre Wirkkraft der Beeinflussung und Änderung 
von Marktprozessen verdanken, sind sie traditionell vor allem bedeutender 
Untersuchungsgegenstand der Wirtschaftswissenschaften. Im folgenden soll 
ein kurzer Uberblick über die wichtigsten nichtjuristischen Forschungsrich-
tungen auf dem Gebiet des Subventionswesens gegeben werden. 

1. Ökonomische Ansätze 

Während den Juristen mit dem Recht nicht nur ein Untersuchungsgegen-
stand, sondern zudem ein, wenn auch fortzuentwickelnder und konkretisie-
rungsbedürftiger Maßstab vorgegeben ist, definieren sich Ökonomen im we-
sentlichen durch ihr Forschungsobjekt. Die Methoden der Ökonomie sind 

der Subventionierung, S. 7 Fn. 14 m. Nachw.; P. Kirchhof, Verwalten durch „mittelbares" Ein-
wirken, S. 372: „Blankettinstrument für eine Kooperation von Staat und Bürger". 

29 Zu diesem methodischen Ansatz vgl. allg. E. Schmidt-Aßmann, Die Verwaltung 1994, 
S. 151 ff.; zur Bedeutung der Zweckkoordination als Ausgleich staatlicher Steuerungsinteres-
sen und grundrechtlicher Freiheit im Bereich der Forschungsförderung vgl. H.-H. Trute, For-
schung, S. 589 ff. 

30 Dazu unten S. 22 f. 
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dementsprechend heterogen und im Zeitablauf starken Veränderungen ausge-
setzt. Dies gilt auch für den Bereich des Subventionswesens. Im folgenden kann 
es deshalb nur darum gehen, holzschnittartig die wichtigsten konzeptionellen 
Strömungen und Forschungsschwerpunkte nachzuzeichnen. 

a) Theoretische Konzepte und Traditionen 

Ausgangspunkt soll die Unterscheidung zwischen der angloamerikanischen 
Tradition der „Public Finance" und der in diesem Rahmen entwickelten Wohl-
fahrtstheorie einerseits und der deutschen finanzwissenschaftlichen Tradition 
andererseits bilden.31 In neuerer Zeit wird dieses Zweigespann durch die gerade 
im Subventionsbereich wirkungsmächtige Strömung der Neuen Politischen 
Ökonomie ergänzt.32 

Auf der Grundlage der philosophischen Konzepte des Utilitarismus und des 
Individualismus wurde die angloamerikanische Ökonomie seit den Zeiten von 
Adam Smith und John Stuart Mill stark von marktwirtschaftlichen Ansätzen 
geprägt.33 Gedanklicher Ausgangspunkt der Überlegungen ist dabei die Annah-
me, daß Marktprozesse im Falle vollkommener Konkurrenz automatisch zu ei-
ner optimalen Faktorallokation und Güterverteilung führen. Staatliche Inter-
ventionen, gerade auch im Wege von Subventionen, stehen damit von vornher-
ein im Zwielicht eines rechtfertigungsbedürftigen Ausnahmezustands. In der 
von Arthur Cecil Pigou begründeten WohlfahrtsökonomieM wurde jedoch der 
Blick für mögliche Marktschwächen (market failures) geschärft. Wohlfahrtsver-
luste können etwa durch den Mißbrauch von Marktmacht auftreten. Subopti-
mal wirkt der Markt insbesondere bei der Bereitstellung öffentlicher Güter, 
wenn sie wegen externer Effekte nicht oder nicht ausreichend zur Verfügung 
gestellt werden. Für den Einsatz von Subventionen ergeben sich hieraus mögli-
che Rechtfertigungsgründe und Anwendungsfelder. Subventionen können zur 
Korrektur externer Effekte eingesetzt werden, indem sie im Falle positiver Ex-
ternalitäten durch Internalisierung der Vorteile zu einem gesamtwirtschaftlich 
wünschenswerten Aktivitätsniveau anregen (dies ist typischerweise bei For-
schungstätigkeiten, insbesondere im Bereich der Grundlagenforschung, der 
Fall, deren Nutzen regelmäßig auch Dritten oder der Allgemeinheit zugute 
kommt).35 Als weitere Einsatzfelder werden die Reduktion von Marktmacht,36 

31 Grdl. zu dieser Unterscheidung R. A. Musgrave, FA n.F. Bd. 53 (1996), S. 145 ff. 
32 Vgl. dazu, bezogen auf das Subventionswesen, grdl. B. F. Gröbner, Subventionen, S. 87 ff. 
33 Vgl. hierzu B. F. Gröbner, Subventionen, S. 25 ff. 
34 Vgl. A. C. Pigou, The Economics of Weifare, 1920. 
35 Vgl. hierzu N. Andel, Subventionen, S. 71 ff.; M. Nieder-Eichholz, Die Subventions-

ordnung, S. 27 ff.; M. Wiekert, Staatswissenschaften und Staatspraxis 1996, S. 235 f. 
36 B. F. Gröbner, Subventionen, S. 46 ff.; M. Nieder-Eichholz, Die Subventionsordnung, 

S. 78 ff. 
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die Bereitstellung von Kollektivgütern37 sowie von meritorischen Gütern38 

oder Probleme der Außenhandelsoptimierung39 genannt. 
Subventionsanalysen auf der Grundlage markt- und wohlfahrtstheoretischer 

Konzeptionen zeichnen sich im Ausgangspunkt durch eine Fundamentalkritik 
des Staatsinterventionismus und damit auch der Subventionen aus. Zu Recht 
haben jedoch Ewringmann/Hansmeyer*0 darauf hingewiesen, daß durch die 
anerkannten Fälle des Marktversagens der praktischen Wirtschaftspolitik Tür 
und Tor für die Einführung „berechtigter" Subventionen geöffnet würden. 
Denn im Rahmen eines relativ realitätsfremden und abstrakten Konkurrenz-
modells ließen sich fast immer Anhaltspunkte für ein Marktversagen finden, 
zumal die Rechtfertigungsgründe ihrerseits interpretationsbedürftig sind.41 Zu-
dem zeigen diese Konzeptionen gerade dann Schwächen, wenn es darum geht, 
bestehende Subventionen beherrschbar zu machen oder die Praxis vernünftig 
zu ordnen.42 

Gerade in dieser Hinsicht unterscheidet sich die Behandlung von Subventio-
nen auf der Grundlage der deutschen finanzwissenschaftlicken Tradition. So fin-
den sich in Deutschland bereits in der Zeit zwischen den Weltkriegen eine Reihe 
finanzwissenschaftlicher Studien, die „Subventionen als Mittel moderner Wirt-
schaftspolitik"43 behandelten. Neben der notwendigen Erfassung der Subven-
tionspraxis44 wurden Subventionen vor dem Hintergrund insbesondere der 
volkswirtschaftlichen Theorie von Gerhard Colm45 und einer normativen 
Theorie des Staatsinterventionismus ebenso wie Regulierungen und andere In-
strumente als legitime Eingriffe in die Marktwirtschaft beurteilt.46 An diese Tra-
dition hat in der Nachkriegszeit insbesondere Karl-Heinrich Hansmeyer ange-
knüpft. Ausgehend von der These der Unentbehrlichkeit von Subventionen als 
Mittel des wirtschaftspolitischen Kompromisses47 stellt er die Frage nach Er-

37 M. Nieder-Eichholz, Die Subventionsordnung, S. 82 ff. 
38 Zu dem auf R. A. Musgrave zurückgehenden Begriff der „meritorischen Bedürfnisse" 

vgl. B.F. Gröhner, Subventionen, S. 81 ff.; M. Nieder-Eichholz, Die Subventionsordnung, 
S. 86 f. Die Anwendung dieses Konzeptes würde zu einem fast unbegrenztes Rechtfertigungs-
potential führen, vgl. B. F. Gröhner, Subventionen, S. 7. 

39 N. Andel, Subventionen, S. 83 ff. 
40 D. Ewringmann/K. H. Hansmeyer, Zur Beurteilung von Subventionen, S. 30 f. 
41 D. Ewringmann/K. H. Hansmeyer, Zur Beurteilung von Subventionen, S. 31: „Ein Mo-

dell, das auf den ersten Blick Subventionen ausschließt, kann daher infolge seiner problemati-
schen Konstruktion zur permanenten Subventionsrechtfertigung umgedeutet werden". 

42 Zur Kritik wohlfahrtstheoretischer Modellbetrachtung: B. F. Gröhner, Subventionen, 
S. 76 ff. 

43 So der Titel bei G. Zachau-Mengers, 1930. 
44 Vgl. dazu etwa K. Hochdörffer, Die staatlichen Subventionen der Nachkriegszeit in 

Deutschland, 1930, S. 15 ff. 
45 G. Colm, Volkswirtschaftliche Theorie der Staatsausgaben, S. 1 ff., insbes. S. 47 ff. (zu 

Subventionen). 
46 H. F. Freudenberg, Die Subventionen als Kreislaufproblem in Marktwirtschaft und 

Staatswirtschaft, 1934, S. 5 ff. 
47 K.-H. Hansmeyer, Subventionen als wirtschaftspolitisches Instrument, S. 15 ff. 
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folgskriterien für Subventionen und Bedingungen ihrer finanzpolitischen Be-
herrschbarkeit.48 Paradigmatisch hierfür sind die von Norbert Andel in seiner 
Habilitationsschrift über „Subventionen als Instrument des finanzwirtschaftli-
chen Interventionismus" als conclusio der Analyse des Einsatzes von Subven-
tionen als Mittel der Allokations-, der Verteilungs- sowie der Stabilisierungspo-
litik entwickelten „Subventionsregeln".49 

Diesen finanzwissenschaftlichen Untersuchungen gelingt es zwar, über eine 
markttheoretische Rechtfertigung von Subventionen hinaus auch instrumentel-
le Fragen ihres richtigen, insbesondere zieladäquaten Einsatzes in den Blick zu 
nehmen. Gleichwohl stießen sie auf Kritik, weil sie, wie die Wohlfahrtstheorien, 
im Bann optimaler Marktprozesse stünden und wie diese von einem zu optimi-
stischen Bild rationalen Staatsverhaltens, einem „staatswirtschaftlichen Opti-
mum" ausgingen.50 

Einen erweiterten Blickwinkel versuchen die in der Tradition der noch rela-
tiv jungen „Neuen Politischen Ökonomie"51 stehenden Analysen des Subven-
tionswesens einzunehmen.52 Sie sind bemüht, idealisierende Annahmen über 
Marktfunktionen und rationales Staatsverhalten zu vermeiden. Neben dem 
„Marktversagen" kommen auch die negativen Folgen staatlicher Eingriffe 
(„Staatsversagen") in den Blick. So wird die wissenschaftliche Betrachtung er-
weitert auf alle relevanten am Wirtschaftsgeschehen beteiligten privaten, politi-
schen und staatlichen Akteure einschließlich ihrer jeweiligen Interessenlage.53 

Aufgrund der oben festgestellten Defizite vereinfachter Modellannahmen ist 
diese erweiterte Perspektive zu begrüßen. Allerdings darf nicht übersehen wer-
den, daß damit die Gefahr verbunden ist, daß sich Untersuchungen angesichts 
einer verwirrenden Vielfalt von Interessen und Einflußnahme in einer Beschrei-
bung des Tatsächlichen verlieren, und die Suche nach ordnenden Gesamtkon-
zepten aus dem Blick gerät.54 

b) Schwerpunkte und Lücken ökonomischer Forschung 

Die bisher dargestellte Unterscheidung wirtschaftswissenschaftlicher 
Forschungskonzeptionen ist idealtypisch. Konkrete Untersuchungen legen, 
zumal in neuerer Zeit, nicht selten eine integrative Vorgehensweise zugrunde, 

48 K.-H. Hansmeyer, Subventionen als wirtschaftspolitisches Instrument, S. 20 ff. 
49 N. Andel, Subventionen, S. 139 ff. 
50 B. F. Gröhner, Subventionen, S. 87 ff., 89. 
51 Ihren Ausgangspunkt nimmt diese Strömung in der Theorie des „Public Choice", vgl. 

dazu grdl./. M. Buchanan/R. D. Tollison (eds.), Theory of Public Choice, 1972. 
52 Vgl. dazu grdl. K. Harzern, Subventionen aus der Sicht der Neuen Politischen Ökono-

mie, S. 69 ff. 
53 Vgl. in diesem Sinne etwa B. F. Gröhner, Subventionen, S. 87 ff.; R. Hartig, Subventionen 

als Instrument der Wirtschaftspolitik, S. 86 ff. 
54 Zum Wert der Neuen Politischen Ökonomie für das Staats- und Verwaltungsrecht vgl. 

H. H. v. Arnim, Staatslehre, S 5; R. Stober, Rechtstheorie 1990, S. 86 ff. 
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die die vorhandenen Ansätze in unterschiedlicher Gewichtung zu kombinieren 
sucht. 

N a c h dem Vorbild der Steuerwirkungslehre5 5 wird dabei der Erforschung 
der Subventionswirkungen eine besondere Aufmerksamkeit gewidmet.5 6 Wir-
kungsanalysen werden als Voraussetzung für eine „rationale" Subventionsver-
gabe anerkannt.5 7 Häufig werden die Subventionswirkungen jedoch rein theo-
retisch analysiert, realitätsnahe, insbesondere empirische Untersuchungen feh-
len weitgehend.5 8 Es muß an dieser Stelle nicht weiter begründet werden, daß 
die Erforschung der Subventionswirkungen auch für die rechtliche Betrach-
tungsweise von großer Bedeutung ist. 

Einen nach wie vor aktuellen Gegenstand ökonomischer Forschungen bildet 
die Lehre vom gerechtfertigten Einsatz von Subventionen, wie sie sich auf der 
Grundlage markt- und wohlfahrtstheoretischer Konzepte ausgebildet hat.5 9 

Durch sie wird das theoretische Gerüst für eine praktische Subventionskritik 
und die Grundlage für die Diskussion über den Abbau von Subventionen ge-
schaffen. Ihre praktische Funkt ion liegt damit auf dem Gebiet der Polit ikbera-
tung bei der Konzeptionierung einer rationalen Subventionspolit ik.6 0 Dagegen 
erweist es sich als schwierig, von hier aus eine Brücke zur rechtswissenschaftli-
chen Betrachtung zu schlagen. Wie im Bereich des Steuerwesens sollte man sich 
davor hüten, aus der finanzwissenschaftlichen Rechtfertigungsdiskussion vor-
schnell juristische, insbesondere verfassungsrechtliche Schlüsse zu ziehen.61 

Ähnliches gilt für die Erforschung von Verhaltensweisen der am Subven-
t ionsprozeß Beteiligten, die sich im Gefolge der „Neuen Politischen Ö k o n o -
mie" mittlerweile als weiterer Schwerpunkt der Untersuchungen etabliert hat.62 

Allerdings können Erkenntnisse über praktische Abläufe im Rahmen des politi-
schen Entscheidungsprozesses den Bl ick für institutionelle und kompetentielle 
Rechtsprobleme schärfen. 

55 Vgl. dazu G. Schmölders/K. H. Hansmeyer, Allgemeine Steuerlehre, 5. Aufl. 1980, 
S. 123 ff.; H. Becker, Finanzwissenschaftliche Steuerlehre, 1990, S. 105 ff.; zur betrieblichen 
Steuerlehre, die einen Schwerpunkt in der Steuerwirkungslehre hat, vgl. Tipke/Lang, Steuer-
recht, § 1 Rn. 47, m. Nachw. 

56 In dieser Hinsicht prägend: N. Andel, Subventionen, S. 16 ff.; vgl. zuvor schon H.-J. 
Gundlach, Subventionen, 1965, S. 36 ff.; R. Schorn, Subventionswirkungen, 1967, S. 55 ff.; U. 
Berthold, Zur Theorie der Subventionen, 1967, S. 43 ff. 

57 R. Hartig, Subventionen als Instrument der Wirtschaftspolitik, S. 32 ff.; M. Nieder-Eich-
holz, Die Subventionsordnung, S. 96 ff. 

58 B. F. Gröbner, Subventionen, S. 2. 
59 Vgl. dazu etwa B. F. Gröbner, Subventionen, S. 24 ff.; R. Hartig, Subventionen als Instru-

ment der Wirtschaftspolitik, S. 10 ff.; M. Nieder-Eichholz, Die Subventionsordnung, S. 75 ff. 
60 So sind beispielsweise die Kriterien des Subventionskodex der Länder von 1982 deutlich 

von derartigen ökonomischen Konzepten beeinflußt, vgl. dazu M. Schröder, ZHR Bd. 152 
(1988), S. 399. 

61 Zur Kritik dieses „Kurzschlusses" im Bereich des Steuerrechts vgl. M. Rodi, Die Recht-
fertigung von Steuern als Verfassungsproblem, S. 7 ff., 31 ff. 

62 Vgl. etwa B. F. Gröbner, Subventionen, S. 87 ff.; R. Hurtig, Subventionen als Instrument 
der Wirtschaftspolitik, S. 86 ff.; M. Nieder-Eichholz, Die Subventionsordnung, S. 141 ff. 
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Schließlich stellt das Bemühen um eine „gute", „rationale" Finanzordnung 
ein erhaltenswertes Element deutscher finanzwissenschaftlicher Tradition dar. 
So wirkten sich die finanzwissenschaftlichen Vorarbeiten über eine gerechte 
Steuerordnung63 auf die steuerrechtliche Diskussion prägend und gewinnbrin-
gend aus.64 Das entsprechende Bemühen der Ökonomie um eine rationale Ord-
nung des Subventionswesens, das ebenfalls bereits über eine längere Tradition 
verfügt,65 hat mit der Arbeit von Markus Nieder-Eichholz über „Die Subven-
tionsordnung. Ein Beitrag zur finanzwirtschaftlichen Ordnungspolitik" eine 
beachtliche Renaissance erfahren. Durch diese Lehre erhält auch die Rechtswis-
senschaft nicht nur ein geschärftes Problembewußtsein, sondern zudem eine 
Art Metaebene, anhand derer eigene Problemlösungsstrategien gespiegelt wer-
den können. 

2. Politikwissenschaftliche Ansätze 

Sieht man in Subventionen ein wichtiges Instrument der Politikgestaltung, so 
liegt es nahe, in diesem Bereich auch ein zentrales Feld politikwissenschaftlicher 
Forschung zu vermuten. Bei näherem Hinsehen wird jedoch deutlich, daß sich 
die Politikwissenschaft hinsichtlich der Frage nach der Eignung von Subventio-
nen zur Politikgestaltung zurückhält. Die Tatsache, daß dabei das Feld weitge-
hend den Ökonomen überlassen wird, mag an den finanzwissenschaftlichen 
Implikationen und Vorfragen der Problemstellung liegen. Neben einer auf be-
stimmte Politikbereiche bezogenen sektoralen Betrachtung66 gilt dies auch für 
eine globale Betrachtung von Subventionen als politischem Lenkungsmittel. 

Eine bedeutende Ausnahme von dieser Feststellung stellt die Dissertation 
von Gerd Kirchhoff über „Subventionen als Instrument der Lenkung und Koor-
dinierung" aus dem Jahr 197267 dar. Auf der Grundlage der Regierungslehre von 
Wilhelm Hennis6S untersucht Kirchhoff die Frage, für welche Zwecke Subven-
tionen ein geeignetes Mittel darstellen können und wie Subventionen gehand-
habt werden sollen. Dabei sieht er in der „Effizienz"69 und in der „Systemkon-

63 Vgl. hierzu etwa R. Meyer, Die Principien der gerechten Besteuerung in der Finanzwis-
senschaft, 1884; G. Schmölders, FA n.F. (1963/64), S. 53 ff,;F. Neumark, Grundsätze gerechter 
und ökonomisch rationaler Steuerpolitik, 1970; weitere Nachweise bei K. Tipke, Die Steuer-
rechtsordnung, Bd. 1, S.260f. 

64 Das Werk von Klaus Tipke, Die Steuerrechtsordnung, 1993, nimmt dabei eine Brücken-
funktion ein, vgl. hierzu M. Rodi, ZG 1993, S. 369 ff. 

65 Vgl. insbesondere die von N. Andel, Subventionen, S. 139 ff. formulierten „Subventions-
regeln". 

66 Vgl. hierzu etwa aus finanzwissenschaftlicher Sicht A. Kötzle, Die Eignung von Subven-
tionen für die Umweltpolitik, 1980, S. 18 ff. 

67 Veröffentlicht im Jahr 1973. 
68 W. Hennis, PVS 1965, S. 422 ff. 
69 Hierunter versteht Kirchhoff die „Leistungswirksamkeit" der Subventionen im Hin-

blick auf den angestrebten Lenkungs- und Koordinierungserfolg, G. Kirchhoff, Subventionen, 
S. 15. 
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formität"7 0 an jede Subventionierung zu stellende Forderungen. Der Gang der 
Untersuchung ist durch eine Analyse des Lenkungs- und Koordinierungspro-
zesses und der dabei relevanten Bedingungen auf den Ebenen Staat-Bürger, 
Staat-Subventionsvermittler, Bund-Länder sowie Regierung-Parlament be-
stimmt.71 Diese ebenso instrumentale wie prozessuale Vorgehensweise deckt 
sich in ihrer Perspektive mit der oben begründeten Sichtweise von Subventio-
nen als staatliche Handlungsform. Auch eine genuin rechtliche Betrachtungs-
weise wird an den Ergebnissen eines derartigen Untersuchungsansatzes nicht 
vorbeigehen können. 

II. Die Frage nach einer rechtlichen Ordnung 
des Subventionswesens - die Subventionsrechtsordnung 

Dem allen gegenüber hat eine rechtliche Betrachtung ihren Ausgangspunkt 
in der Tatsache zu nehmen, daß Subventionen in großem Umfang als Instru-
mente staatlicher Zweckverfolgung eingesetzt werden. Praktische Erfahrung 
und Anschauung geben Volkmar Götz darin Recht, daß man sich trotz aller 
Kritik mit der Subventionsvergabe wohl auf Dauer einrichten müsse, sich die 
„ordnungspolitischen Aufgaben" von Subventionen nicht einfach leugnen las-
sen.72 Offensichtlich ist andererseits, daß sich dieses politische Gestaltungsin-
strument nur widerstrebend in eine Rechtsordnung einfügen läßt, deren Struk-
turen mehr auf ein traditionelles ordnungsrechtliches Handeln des Staates als 
auf finanzstaatliche Steuerungsmechanismen ausgerichtet sind. Aus diesem 
Umstand resultieren vielfältige Kollisionen des Subventionsinstrumentariums 
mit rechtlichen Funktionszusammenhängen wie der Haushaltsordnung, der fö-
deralen Ordnung, der Kompetenzordnung oder den Grundrechten. Dieser 
Konflikt zwischen den mit Subventionen verfolgten Bewirkungsinteressen und 
vorgefundenen Strukturen der Rechtsordnung müßte durch eine rechtliche 
Ordnung des Subventionswesens auf einem mittleren Abstraktionsniveau ge-
löst werden. Dieser käme die Aufgabe zu, auf der Grundlage der besonderen 
Sachgegebenheiten nach übergreifenden Gesichtspunkten die verschiedenen 
rechtlichen Interessen und Ordnungsstrukturen einander zuzuordnen und zum 
Ausgleich zu bringen. Eine derartige rechtliche Ordnung des Subventionswe-
sens wird durch die Verfassung, die Subventionen zwar mittelbar anerkennt, je-
doch nicht weiter regelt, nicht vorgegeben. Ebenso ist der Gesetzgeber bisher 
davor zurückgeschreckt, allgemeine Grundsätze des Subventionsrechts zu re-

70 Hierunter versteht Kirchhoff die Vereinbarkeit dieses auf öffentlichen Finanzhilfen ba-
sierenden Steuerungsmechanismus mit den Prinzipien, die für eine demokratische und d.h. ins-
besondere freiheitliche Gesellschaftsordnung und für die parlamentarische Regierungswei-
se kennzeichnend sind, G. Kirchhoff, Subventionen, S. 15. 

71 G. Kirchhoff, Subventionen, S. 22. 
72 V. Götz, Subventionserschleichung, S. 12. 
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geln.73 Einzelne Subventionsgesetze können hierzu nur wenig beitragen, da sie 
in Regelungsstruktur und Ordnungsvorstellungen zu heterogen sind, als daß 
sich aus ihnen verallgemeinerungsfähige rechtliche Grundprinzipien ableiten 
ließen. 

Die „Unerträglichkeit des Ordnungsdefizits"7 4 , die das Fehlen einer solchen 
rechtlichen Subventionsordnung mit sich bringt, wurde häufig beschworen.7 5 

Dabei wird dem von der Praxis beschrittenen (Aus-)Weg, diese Lücke durch ein 
komplexes und feinmaschiges System von Verwaltungsvorschriften (Subven-
tionsrichtlinien) als „Ordnungssurrogat" zu füllen, die Fähigkeit abgesprochen, 
das „Ordnungsproblem der Subventionen" zu lösen.76 Abgesehen von den be-
grenzten Rechtswirkungen der Richtlinien7 7 fehlt ihnen die Einheitlichkeit und 
die Kraft, grundlegende Ordnungsvorstellungen zu entwickeln. Normative Vi-
sionen lassen sich hinter den rechtlichen Detailregelungen kaum erkennen. Die 
Ordnungsaufgabe fällt damit den Gerichten und insbesondere der Rechtswis-
senschaft zu. Zentrale Bedeutung gewinnt an dieser Stelle die methodische Fra-
ge, wie sich angesichts eines Dickichts von Detailvorschriften mit unterschiedli-
chen Rechtswirkungen auf der Grundlage der dem Recht zugrundeliegenden 
und von ihm aufzugreifenden Sachstrukturen des Subventionswesens und unter 
Berücksichtigung mehrerer, zum Teil interdependenter Rechtsordnungen (ein-
schließlich europäischer und internationaler Vorgaben) einheitliche Ordnungs-
vorstellungen entfalten lassen. Hierauf wird im Rahmen der Erörterung der 
rechtlichen Elementarstrukturen des Subventionswesens zurückzukommen 
sein.78 

C. Integrierte Betrachtungsweise 

Die rechtliche Analyse von Subventionen als Instrumente öffentlicher 
Zweckverwirklichung kann im Einzelfall in erheblichem Maße durch konkrete 
Gegenstände oder konkrete rechtliche Maßstäbe bestimmt sein. Die Erforder-
nisse der Rechtspraxis und die diesen entsprechende Publikation als Kommen-
tar oder spezielle monographische Erörterung drängen die Rechtswissenschaft 
in der Tendenz zu einer thematisch beschränkten Betrachtung, etwa von Sub-
ventionen eines bestimmten Typs oder von Regeln bestimmter einzelner 

73 Vgl. dazu insbesondere die Gutachten, Referate und Diskussionen des 55. Deutschen Ju-
ristentages zum Thema „Ordnungsrahmen für das Recht der Subventionen"; der dort verwen-
dete Begriff des Ordnungsrahmens soll allerdings nicht übernommen werden, da er zu sehr 
dem neoliberalen ordnungspolitischen Denken verbunden ist und damit bereits inhaltliche 
Vorstellungen transportiert. 

74 H. F. Zacher, VVDStRL Bd.25 (1967), S. 308, 312, 396. 
75 M. Zuleeg, D Ö V 1984, S. 733 f.; A. Bleckmann, Ordnungsrahmen, D 18 ff. 
76 H. F. Zacher, VVDStRL Bd. 25 (1967), S. 315. 
7 7 Vgl. dazu unten S. 522 ff. 
78 Vgl. dazu unten S. 57 ff. 
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Rechtsgebiete. Verstärkt wird die objektbezogene Vorgehensweise durch die 
Spezialisierung von Rechtspraktikern und Rechtswissenschaftlern, durch die 
sie mit bestimmten Rechtsgebieten und rechtlichen Maßstäben in besonderer 
Weise vertraut sind. Auf diese Weise bildete sich zum Beispiel neben einer spezi-
fischen kommunalrechtl ichen Literatur zum Subventionsrecht 7 9 insbesondere 
auch ein am Maßstab des Europarechts ausgerichtetes subventionsrechtliches 
Schrifttum aus.8 0 Daneben lassen sich verfassungs- und verwaltungsrechtliche8 1 

sowie speziell haushaltsrechtliche Ansätze unterscheiden. 8 2 Anstelle dieses tra-
ditionellen ob jekt - bzw. maßstabbezogenen Vorgehens soll im folgenden eine 
integrierte Betrachtungsweise gewählt werden. 

I. Das Ineinandergreifen verschiedener Rechtsordnungen 

Angesichts einer fortschreitenden Verzahnung nicht nur der Problemlagen, 
sondern auch des Handlungsinstrumentariums verschiedener Träger öffentli-
cher Gewalt sowie der diese steuernden Rechtsordnungen, stoßen die soeben 
beschriebenen isolierten Betrachtungsweisen heute auf deutliche Grenzen ihrer 
Leistungsfähigkeit. 

Im Subventionsrecht macht sich dies dadurch bemerkbar, daß das Instru-
mentarium zunehmend in koordinierende Rechtsrahmen eingebunden ist. Bei -
spielsweise unterfallen Subventionen im Bereich der regionalen Wirtschaftsför-
derung gleich in doppelter Weise einer prägenden Netzwerkstruktur. Einerseits 
sind die Aktivitäten von Bund, Ländern und Kommunen auf diesem Gebiet 
durch das Regelungssystem des Art . 91a G G hinsichtlich der Gemeinschafts-
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" miteinander ver-
klammert. Andererseits ist dieser Subventionsbereich in die Gemeinschaftspo-
litik zur Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts gemäß 
Art . 158 ff. E G V eingebunden, die ihren Ausdruck vor allem in dem Mechanis-
mus der Kofinanzierung durch die Strukturfonds, hier besonders den Europäi-
schen Regionalfonds gemäß Art . 160 E G V , findet. In diesem Verbundsystem 
stehen weniger die (verfassungs- und verwaltungsrechtlichen) Probleme der 

79 Vgl. dazu insbesondere A. Röttgen, Der heutige Spielraum kommunaler Wirtschaftsför-
derung, 1963;F. Möller, Gemeindliche Subventionsverwaltung, 1963; ders., Kommunale Wirt-
schaftsförderung, 1963; K. Lange, Möglichkeiten und Grenzen kommunaler Wirtschaftsförde-
rung, 1981; D. Ehlers (Hrsg.), Kommunale Wirtschaftsförderung, 1990. 

80 So bereits ein ausgeprägter Schwerpunkt bei V. Götz, Recht der Wirtschaftssubventio-
nen, S. 101 ff.; A. Bleckmann, Subventionen, S. 155 ff. sowie (exemplarisch) B. Börner!M. Bul-
linger (Hrsg.), Subventionen im Gemeinsamen Markt, 1978; K.-H. Rolfes, Regionale Wirt-
schaftsförderung und EWG-Vertrag, 1991; W. Cremer, Forschungssubventionen im Lichte des 
EGV, 1995. 

81 Vgl. etwa V. Götz, Recht der Wirtschaftssubventionen, 1966, mit der Einteilung in 
„Grundlagen", „Besonderes Wirtschaftsrecht" und „Verfassungsrecht". 

82 Deutlich haushaltsrechtlich ausgerichtet ist G. Flaig, Subventionsrecht, Rn. 5 ff. et 
passim. 
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Subventionsvergabe durch Bund, Länder oder die E G als solche im Mittelpunkt 
des Interesses, als vielmehr die Koordinationsmechanismen und also die darin 
zum Ausdruck kommende Verschränkung der Rechtsordnungen. 

Zu einem Ineinandergreifen verschiedener Rechtsordnungen im Bereich des 
Subventionsrechts kommt es jedoch auch unabhängig von derartigen Erschei-
nungen der Politik- und Instrumentenverschränkung. So nimmt die das na-
tionale Subventionsrecht prägende Kraft einer sich herausbildenden internatio-
nalen Subventionsordnung auf globaler und regionaler Ebene zu.83 Dies mag 
für die sich im Rahmen der GATT/WTO-Rechtstrukturen entwickelnde glo-
bale Subventionsordnung zum gegenwärtigen Zeitpunkt nur mit Einschrän-
kungen gelten, da sich diese in materieller (inhaltlicher) und formeller (auf indi-
rekter Einwirkung beruhender) Hinsicht noch in einem Anfangsstadium befin-
det.84 Dagegen ist der auf den Vorschriften der Art. 87 ff. EGV über die Beihilfe-
aufsicht der Gemeinschaft beruhende Rechtsrahmen mittlerweile in einer Weise 
wirkungskräftig geworden,85 daß eine Beschäftigung mit nationalem Subven-
tionsrecht ohne Einbeziehung der europarechtlichen Vorgaben sinnvoll nicht 
mehr möglich ist.86 Die europarechtliche Uberlagerung des nationalen Verwal-
tungsrechts findet hier einen bereichsspezifisch verstärkten Ausdruck. 

Die Vorstellung von Wilhelm Henkes?, die Regelungen des europäischen 
Subventionsrechts aus der Betrachtung auszuschließen, „weil deren Einbezie-
hung die Ausbildung eines geschlossenen Subventionsrechts sehr erschweren 
würde", ist heute noch weniger zeitgemäß als vor zwanzig Jahren. Vielmehr 
sollte aus der Not eine Tugend gemacht werden und der Versuch unternommen 
werden, von einer europäischen Subventionsrechtsordnung zu lernen, die Ar-
nold Köttgenss bereits in den 50ger Jahren, vielleicht etwas zu euphorisch, als 
„ungleich moderner" bezeichnet hat. 

II. Parallele Betrachtung verschiedener Subventionsordnungen 

Wenn der traditionellen Betrachtungsweise des Subventionsrechts aus den 
genannten Gründen eine integrierte Perspektive entgegengestellt werden soll, 
so ist auch dies in unterschiedlichen Varianten vorstellbar und daher näher aus-
zuführen. 

83 Vgl. hierzu näher unten S. 97 ff. 
84 Vgl. hierzu näher unten S. 126 ff. 
85 Vgl. dazu unten S. 152 ff. und S. 187 ff. 
86 Allgemein zur Forderung nach einer Einbeziehung des Europarechts in das verwal-

tungsrechtliche System O. Bachof, W D S t R L Bd. 30 (1972), S. 236; sowie jüngst E. Schmidt-
Aßmann, Die Verwaltung 1994, S. 141 f.; Th. v. Danwitz, Verwaltungsrechtliches System, 
S. 194 ff., 395 ff. 

87 W. Henke, Das Recht der Wirtschaftssubventionen, S. IV, 1. 
88 A. Köngen, DVB1 1953, S. 491. 
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Denkbar wäre der radikale Ansatz, nur noch von bestimmten allgemeinen 
rechtlichen Problemen des Subventionswesens auszugehen, etwa der Frage 
nach der Rechtsgrundlage oder den verwaltungsrechtlichen Vergabeformen. 
Auf dieser Grundlage könnte der Versuch unternommen werden, einheitliche 
rechtliche Problemlösungen zu entwickeln, die anschließend, bezogen auf die 
spezifische Rechtslage des jeweiligen Subventionsträgers (EG, Bund, Länder 
oder Kommunen), nur noch verdeutlicht und notfalls modifiziert werden müß-
ten. Dieser Ansatz wäre jedoch nur praktikabel, wenn es im Bereich des Sub-
ventionsrechts bereits ein so weitgehendes „ius commune" gäbe, daß das Ge-
meinsame der verschiedenen Subventionsrechtsordnungen das Trennende 
deutlich überwöge. Ohne Zweifel bewegt sich das Subventionsrecht, wie andere 
Gebiete des Verwaltungsrechts auch, angetrieben durch den Motor des Europa-
rechts in diese Richtung einer stärkeren Anpassung und Vereinheitlichung. 
Doch dürften die verschiedenen Subventionsrechtsordnungen zum gegenwär-
tigen Zeitpunkt noch so stark in ihren unterschiedlichen Traditionen verhaftet 
und durch unterschiedliche Prinzipien und Rechtsformen geprägt sein, daß sich 
eine vollständig integrierte Untersuchung immer wieder in besonderen rechtli-
chen Erscheinungen und Vorfragen des jeweiligen Rechtskreises verlieren wür-
de und die an sie gerichteten Erwartungen nicht erfüllen könnte. 

Als Alternative bietet sich eine Vorgehensweise an, die ihre Vorbilder eher im 
Bereich der Rechtsvergleichung suchen könnte, nämlich eine parallele Betrach-
tung verschiedener SuhventionsrechtsordnungenP Auf der Grundlage einer 
einheitlichen Analyse der Problemstellungen, wie sie von der Rechtspraxis vor-
gegeben werden und durch ökonomische und politikwissenschaftliche Betrach-
tungen vertieft und hinterfragt werden können, soll, gleichsam als Folie, für ein-
zelne Problemkomplexe eine gemeinsame Struktur entwickelt werden. Diese 
kann dann wie ein Fragenkatalog auf der Grundlage eines einheitlichen Gliede-
rungsschemas für die verschiedenen Fallgruppen, Subventionsvergabe durch 
die EG, durch Bund und Länder sowie durch die Kommunen, „abgearbeitet" 
werden. Diese Vorgehensweise verspricht einen Erkenntnisgewinn in zweierlei 
Hinsicht. Einerseits ist es denkbar, daß man ausgehend von der allgemeinen 
Problemanalyse bezogen auf einen bestimmten Subventionsgeber auf Frage-
stellungen stößt, die bisher aufgrund fehlenden Problembewußtseins so nicht 
erkannt wurden oder aber unter anderen, eventuell unzutreffenden Zusammen-
hängen erörtert worden sind. Andererseits begründet die Gegenüberstellung 
die Aussicht, daß dadurch wechselseitige Einflüsse der Subventionsrechtsord-
nungen sichtbar, gemeinsame Sachstrukturen transparenter werden und recht-
liche Ordnungsansätze miteinander verglichen werden können.90 

89 Zu Recht geht Th. v. Danwitz, Verwaltungsrechtliches System, S. 479, 481, davon aus, 
daß es eben nicht nur um den Vorrang des Gemeinschaftsrechts, sondern auch um einen „dis-
kursiven Ideenwettbewerb" zwischen nationaler und europäischer Verwaltungsrechtsord-
nung durch eine „kontrastive Gegenüberstellung" gehe. 

90 So auch M. Schröder, ZHR Bd. 152 (1988), S.392f.: weniger „kollisionsrechtliche Be-
trachtung" als gegenseitige Anregung. 
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Natürlich ist diese Vorgehensweise angesichts ihres Umfangs mühsam. Zu-
dem besteht auch hier die Gefahr, sich so weitgehend in die Besonderheiten der 
einzelnen Rechtskreise zu verlieren, daß „der Wald vor lauter Bäumen nicht 
mehr gesehen wird", das Verbindende aus dem Blickfeld gerät. Gangbar ist die-
ser Weg nur, wenn man sich bei der Planung der einzelnen Etappen auf das We-
sentliche, Richtungsweisende konzentriert und Details und kleinere Veräste-
lungen soweit wie möglich außer Betracht läßt. 



§2 Gegenstand der Untersuchung 

Der Untersuchungsgegenstand wird durch den zugrunde zu legenden Sub-
ventionsbegriff festgelegt. Dessen Anwendungsbereich soll anschließend durch 
eine Typologie der Erscheinungsformen von Subventionen greifbar gemacht 
werden.1 

A. Begriff der Subvention 

Es gibt keinen allgemeinverbindlichen Begriff der Subvention. Die Suche 
nach ihm war und ist zum Scheitern verurteilt. Vielleicht etwas überzogen, im 
Kern jedoch zutreffend ist die Feststellung von Norbert Andel: „Der Grenz-
ertrag der Diskussion um den Subventionsbegriff tendiert gegen Null, nicht 
selten ist er negativ."2 Wie jede Begriffsbildung hat dieser vielmehr dienende 
Funktion, hängt vom jeweiligen erkenntnisleitenden Interesse ab und ist somit 
bereichsspezifisch.3 Begriffsbildungen sind daher in erster Linie eine Frage der 
Zweckmäßigkeit, die im Hinblick auf das Untersuchungsziel beantwortet wer-
den sollte.4 

Die Uneinheitlichkeit der Subventionsbegriffe ist daher in der Vielfalt der 
Untersuchungsperspektiven und -ziele angelegt. Die Definitionen variieren 
notwendigerweise nicht nur zwischen den einzelnen Wissenschaftszweigen (in-
terdisziplinär), sondern auch innerhalb derselben (intradisziplinär).5 Selbst ein 

1 Vgl. dazu unten S. 48 ff. 
2 N. Andel, Subventionen als Instrumente des finanzwirtschaftlichen Interventionismus, 

S. 4. Ahnlich eindringlich, bezogen auf Begriffsbildungen des öffentlichen Rechts, bereits Al-
bert Haenel vor über 100 Jahren: „Allein in der Wissenschaft des öffentlichen Rechts hat nun 
einmal jeder Schriftsteller das angeborene Recht, sich die Terminologie auf eigene Faust, nach 
seinem Belieben und nach dem bedarf seiner dogmatischen Konstruktionen zu bilden. Es ist 
vollkommen werthlos, darüber zu streiten." A. Haenel, Das Gesetz im formellen und mate-
riellen Sinne, S. 111. 

3 H. P. Ipsen, VVDStRL Bd. 25 (1967), S. 276; V. Götz, Recht der Wirtschaftssubventionen, 
S. 3 ff.; F. Eppe, Subventionen und staatliche Geschenke, S. 30 ff.; A. Bleckmann, Ordnungsrah-
men, D 12: der Subventionsbegriff ist kein Rechtsbegriff im Sinne von Philipp Heck, sondern 
ein wissenschaftlicher Ordnungsbegriff. 

4 C. S. Shoup, The Terminology of Subsidies, S. 310; N. Andel, Subventionen, S. 491; B. F. 
Gröbner, Subventionen, S. 11; M. Nieder-Eicbholz, Die Subventionsordnung, S. 20. 

5 M. Nieder-Eicbholz, Die Subventionsordnung, S. 22. 
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von Albert Bleckmann vorgeschlagener „Subventionsrahmenbegriff"6 kann an-
gesichts der Vielfalt von Herausforderungen und Fragestellungen keinen ge-
meinsamen Nenner bieten. Störend ist die Uneinheitlichkeit jedoch dort, wo 
sich Untersuchungsgegenstand und Fragestellung decken, wie dies typischer-
weise bei dem Anliegen, Subventionen quantitativ zu erfassen, der Fall ist.7 

Im folgenden werden zunächst die verschiedenen in der Ökonomie verwen-
deten Subventionsbegriffe (I.) sowie die unterschiedlichen Begriffsbestimmun-
gen der positiven Rechtsordnung (II.) dargestellt. Im Anschluß hieran sollen die 
Kriterien des in der nachfolgenden Untersuchung zu verwendenden Subven-
tionsbegriffs herausgearbeitet werden (III.). 

I. Wirtschaftswissenschaftliche Definitionen 

Die in der ökonomischen Literatur verwendeten Subventionsbegriffe sind 
mindestens ebenso unterschiedlich wie die juristischen Definitionsversuche. 
Gleichwohl soll im vorliegenden Zusammenhang nicht darauf verzichtet wer-
den, kurz auf sie einzugehen. Einerseits hat die wirtschafts- und finanzwissen-
schaftliche Beschäftigung mit Subventionen eine längere Tradition als die 
juristische, so daß man davon ausgehen kann, daß die Rechtswissenschaft zu-
mindest teilweise an ökonomische Forschungsergebnisse angeknüpft hat.8 Be-
sonders naheliegend ist das in stark wirtschaftspolitisch geprägten Bereichen 
(z.B. EG-Beihilfeaufsichtsrecht, GATT-Subventionsordnung). Bei der Vielfalt 
der in den Wirtschaftswissenschaften verwendeten Definitionen kann aller-
dings die Einteilung nur sehr grob sein und allenfalls „Typen" wiedergeben.9 

1. Instrumentenorientierte Ansätze 

Uber eine lange Tradition verfügen sehr enge, instrumentenbezogene Defini-
tionen, die im Rahmen finanzwissenschaftlicher Ausführungen zum Thema 
„Öffentliche Ausgaben" entwickelt wurden.10 Subventionen sind danach 

6 A. Bleckmann, Ordnungsrahmen, D 9. 
7 Vgl. hierzu den Versuch verschiedener an der Strukturberichterstattung beteiligter For-

schungsinstitute, sich - unter Einbeziehung des Bundesamtes für Statistik - auf einen einheitli-
chen Subventionsbegriff zu einigen, B. Fritzsche/M. Hummel/K. H. Jüttemeier/F. Stille/M. 
Weilepp, Subventionen, S. 16 ff. Zum Problem der quantitativen Erfassung von Subventionen 
vgl. näher unten S. 34 f. 

8 So auch hinsichtlich des Subventionsbegriffs ausdrücklich K. Stern, JZ 1960, S. 519 ff. Zu 
einem vergleichbaren Rezeptionsvorgang kam es im Bereich des Steuerverfassungsrechts, vgl. 
dazu M. Rodt, Die Rechtfertigung von Steuern als Verfassungsproblem, S. 12 ff., 43 f. 

9 Zu den verschiedenen Systematisierungsmöglichkeiten vgl. D. Bös, Gedanken zum Sub-
ventionsbegriff in den Wirtschaftswissenschaften, S. 43 ff. 

10 G. Colm, Volkswirtschaftliche Theorie der Staatsausgaben, 1927, S.47; H.-E. Freuden-
berg, Die Subvention als Kreislaufproblem in Marktwirtschaft und Staatswirtschaft, 1934, 
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Staatsleistungen an Private, insbesondere Unternehmen, denen keine „ökono-
mische Gegenleistung" entspricht.11 Eine Erweiterung erfuhr diese Begriffsbil-
dung, als in der Folge der Aspekt des Zuflusses beim privaten Empfänger in die 
Betrachtung einbezogen wurde.12 Damit wurden auch indirekte Vergünstigun-
gen erfaßt.13 

In der Praxis finden derart weite Definitionen auf einer „kreislauftheoreti-
schen Grundlage" vor allem im Rahmen volkswirtschaftlicher Gesamtrechnun-
gen Verwendung.14 Dort versteht man unter Subventionen „Zuschüsse, die der 
Staat im Rahmen der Wirtschafts- und Sozialpolitik für laufende Produk-
tionszwecke gewährt, sei es zur Beeinflussung der Marktpreise oder zur Stüt-
zung von Produktion und Einkommen".15 

2. Problem- oder wirkungsorientierte Ansätze 

Eine weitere Gruppe von Definitionen „ist nicht primär instrument-, son-
dern problembezogen. Sie stellt auf den gezielt begünstigenden Eingriff des 
Staates in den marktwirtschaftlichen Bereich ab".16 Zentrales Kriterium ist hier 
der Aspekt der Marktbeeinflussung (insbesondere auch der Wettbewerbs-
aspekt). Norbert AndeP7 sieht das „diskriminierende Element" als mit dem 
Subventionsbegriff wesentlich verbunden an. 

Als praktischer Anwendungsfall sei hier die Strukturberichterstattung ge-
nannt. Auf Anregung der Bundesregierung haben sich die beteiligten fünf 
Forschungsinstitute im Grundsatz auf einen gemeinsamen Subventionsbegriff 
geeinigt, dem im wesentlichen die Einflußnahme auf wirtschaftliche Strukturen 
als Abgrenzungskriterium zugrunde liegt.18 Ein problem- und wirkungsorien-

S . 2 0 f . , 3 2 ; A C. Pigou, A Study in Public Finance, 1956, S. 19; i?. Musgrave, Public Finance, 
1959, S. 193. 

" Vgl. etwa N. Andel, Finanzwissenschaft, S.274: „Transferzahlungen an Unternehmen" 
als „einseitige Kaufkraftübertragung ohne Gegenleistung". 

12 Vgl. zu dieser Entwicklung V. Götz, Recht der Wirtschaftssubventionen, S. 13 ff. 
13 Vgl. etwa Görres-Gesellschaft (Hrsg.), Staatslexikon, Freiburg/Basel/Wien, 1989, Stich-

wort „Subvention": „Gemeinsamer Nenner der wirtschafts- und finanzwissenschaftlichen 
Definitionen ist, daß es sich bei Subventionen um Geldzahlungen (Finanzhilfen), geldwerte 
Leistungen oder Einnahmeverzichte der Gebietskörperschaften einschließlich der Sonderver-
mögen und der E G zugunsten von Unternehmen (nach der engeren Definition) sowie von pri-
vaten Haushalten (nach der weiteren Definition) handelt, denen keine marktmäßige Gegenlei-
stung der Empfänger gegenübersteht." 

14 Vgl. dazu D. Bös, Gedanken zum Subventionsbegriff in den Wirtschaftswissenschaften, 
S. 53 f.; M. Nieder-Eicbbolz, Die Subventionsordnung, S. 30 f. 

15 Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 1998, S. 649. 
16 W. Albers u. a. (Hrsg.) , Handwörterbuch der Wirtschaftswissenschaft, Bd. 7, Stuttgart/ 

N e w York 1977, Stichwort „Subventionen"; dort als „sehr weite Definition" bezeichnet. 
17 N. Andel, Subventionen als Instrument des finanzwirtschaftlichen Interventionismus, 

1970, S .6 . 
18 B. Fritzsche/M. Hummel/K. H. Jüttemeier/F. Stille/M. Weilepp, Subventionen, S. 16 ff.; 

vgl. hierzu insgesamt: Zwölfter Subventionsbericht, Rz. 25. 



32 § 2 Gegenstand der Untersuchung 

tiertes Subventionsverständnis hat insbesondere die Begriffsbildungen im Be-
reich des europäischen und internationalen Handels- und Wirtschaftsrechts be-
einflußt.19 

3. Aufgabenorientierte Ansätze 

Ein Sonderfall der wirkungsorientierten Definitionen sind die aufgaben-
orientierten.20 Bei diesen tritt der Lenkungsaspekt der Subventionen zum 
Zwecke der Erfüllung öffentlicher Aufgaben in den Vordergrund. So bezeich-
net Hansmeyer Subventionen „als Geldzahlungen oder geldwerte Leistungen 
der öffentlichen Hand an Unternehmen..., von denen anstelle einer marktwirt-
schaftlichen Gegenleistung bestimmte Verhaltensweisen gefordert oder erwar-
tet werden, die dazu führen sollen, die marktwirtschaftlichen Allokations- und/ 
oder Distributionsergebnisse nach politischen Zielen zu korrigieren".21 2 2 

Derartige Definitionen finden in wirtschaftspolitischen Zusammenhängen 
Verwendung. 

II. Begriffsbestimmungen des positiven Rechts 

Vereinzelt enthält das positive Recht Begriffsbestimmungen. Es ist zumin-
dest denkbar, daß sich diese oder einzelne ihrer Bestandteile als verallgemeine-
rungsfähig erweisen, wenn und soweit nicht Besonderheiten ihres Funk-
tionszusammenhanges entgegenstehen. Vor der Festlegung des dieser Untersu-
chung zugrunde zu legenden Subventionsbegriffs (unten III.) soll daher noch 
kurz ein Blick auf die einschlägigen Regelungen geworfen werden. 

19 Vgl. dazu unten S. 36 ff. 
2 0 Die Ubergänge sind fließend, vgl. etwa die von C. S. Shoup maßgeblich beeinflußte Pub-

likation des US Congress, Joint Economic Committee: The Economics of Federal Subsidy 
Programs. A Staff Study prepared for the Use of the Joint Economic Committee, Washington 
1972, S. 18: „For the purpose of this study, a subsidy is defined as the provision of Federal eco-
nomic assistance, at the expense of others in the economy, to the private sector producers or 
consumers of a particular good, service or factor of production. The Government receives no 
equivalent compensation in return, but conditions the assistance on a particular performance 
by the recipient - a quid pro quo - that has the effect of altering the price or costs of the parti-
cular good, service or factor to the subsidy recipient, so as to encourage or discourage the out-
put, supply, or use of these items and the related economic behavior"; ähnlich: C. S. Shoup, 
Public Finance, S. 43 ,149 ff. 

21 K.-H. Hansmeyer, Transferzahlungen an Unternehmen (Subventionen), 1977, S.959, 
963; noch 1963 hatte Hansmeyer Subventionen als „Transferzahlungen an Unternehmen ohne 
Verwendungsauflagen" bezeichnet und sie damit von den mit Verwendungsauflagen versehe-
nen „Zweckzuwendungen" unterschieden, vgl. K.-H. Hansmeyer, Subventionen , S. 15. 

22 Ebenfalls verhaltensbezogen: M. Schlesinger, Subventionsvergabe im Wettbewerb, S. 7, 
mit Verweis auf R.-D. Bagen, Subventionen und Subventionspolitik, S. 5 ff. 
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1. Der strafrechtliche Subventionsbegriff 

Eine gesetzliche Definition des Subventionsbegriffs enthält §264 Abs. 7 
StGB. Diese gilt nicht nur für den Tatbestand des Subventionsbetrugs (§264 
StGB), sondern auch für das zeitgleich eingeführte Gesetz gegen mißbräuchli-
che Inanspruchnahme von Subventionen (§ 1 Abs. 1 SubvG). Eine nähere Be-
trachtung dieses Begriffes erscheint angesichts des Umstandes, daß Dreher/ 
Tröndle in § 264 Abs. 7 StGB „eine für das gesamte öffentliche Recht maßgebli-
che Definition" sehen,23 besonders naheliegend. 

„Subvention im Sinne dieser Vorschrift ist eine Leistung aus öffentlichen 
Mitteln nach Bundes- oder Landesrecht oder nach dem Recht der Europäischen 
Gemeinschaften an Betriebe oder Unternehmen, die wenigstens zum Teil (1.) 
ohne marktmäßige Gegenleistung gewährt wird und (2.) der Förderung der 
Wirtschaft dienen soll. Betrieb oder Unternehmen im Sinne des Satzes 1 ist auch 
das öffentliche Unternehmen." Durch das Tatbestandsmerkmal „Leistung aus 
öffentlichen Mitteln" wird festgelegt, daß nur geldwerte direkte Zuwendungen 
von der Vorschrift umfaßt werden.24 Diese Einengung wird verständlich vor 
dem Hintergrund, daß Manipulationen im Bereich der indirekten Subventionen 
(Steuervergünstigungen) durch den Tatbestand der Steuerhinterziehung gemäß 
§370 Abgabenordnung strafrechtlich ausreichend erfaßt sind.25 In den straf-
rechtlichen Subventionsbegriff einbezogen werden dagegen Leistungen nach 
dem Recht der Europäischen Gemeinschaft, unabhängig davon, ob die Mittel 
durch die Mitgliedstaaten oder die Gemeinschaft verwaltet werden.26 Die Lei-
stung muß weiterhin zumindest teilweise „ohne marktmäßige Gegenleistung 
gewährt" werden.27 Dieses in den ökonomischen Begriffsbildungen anerkannte 
Kriterium führt zu besonderen praktischen Anwendungsschwierigkeiten, etwa 
dann, wenn die Leistung nur unwesentlich über dem Marktwert der Gegenlei-
stung liegt (Fälle einer sog. „Gemengelage") oder für eine öffentliche Leistung 
ein Markt fehlt ( z.B. bei Kredithilfen oder in bestimmten Fällen der Realförde-
rung).28 Die Einengung des Leistungszwecks auf die „Förderung der Wirt-
schaft" hat wiederum spezifisch kriminalpolitische Gründe.29 Der Gesetzge-

23 H. Tröndle/Th. Fischer, Strafgesetzbuch und Nebengesetze , Rn. 6 zu § 264 StGB. 
24 Begründung des Gese tzentwurfs der Bundesregierung eines Ersten Gesetzes zur Be-

k ä m p f u n g der Wirtschaftskriminal i tät vom 1. April 1975, BT-Drs. 7/3441, S. 17, 25, s o w i e / / . / . 
Wassmann, Strafrechtliche Risiken bei Subventionen, S. 23 f. 

25 H. J. Wassmann, Strafrechtliche Risiken bei Subventionen, S. 17: „§264 StGB schützt die 
Ausgaben, und § 370 A O schütz t die E innahmen des Staates". 

26 H. ]. Wassmann, Strafrechtliche Risiken bei Subventionen, S. 25 m. Nachw. ; fü r den Fall 
von Ausfuhrers ta t tungen nach dem EG-Mark to rdnungs rech t vgl. etwa B G H , N S t Z 1990, 
S. 35 ff. 

2 7 Die Erfü l lung des Subvent ionszwecks ist keine Gegenleis tung in diesem Sinne, sondern 
Voraussetzung fü r die Gewährung der Subvention, vgl. B G H , N S t Z 1990, S. 35 ff. 

28 H ie r weicht die Praxis auf das Kri ter ium der Kos tendeckung aus, vgl. H. J. Wassmann, 
Strafrechtliche Risiken bei Subventionen, S. 25 ff. 

29 W. Leisner, Die Lenkungsauflage, S. 49 f.; T. Schmid, Wir tschaf tssubvent ionen, S. 23. 
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ber 3 0 ging aufgrund von Kriminalstatistiken davon aus, daß nur in diesem B e -
reich ein unabweisbares Bedürfnis für einen verstärkten Strafrechtsschutz be-
stehe. Eine weitere Besonderheit des strafrechtlichen Subventionsbegriffs, die 
sich ebenfalls aus einem gesteigerten Strafbarkeitsbedürfnis erklärt, ist die Ein-
beziehung öffentlicher Unternehmen in den Kreis der Subventionsnehmer 
( § 2 6 4 Abs. 7 S. 2 S t G B ) . 

D i e Legaldefinition des § 264 S t G B erweist sich somit als in hohem Maße kri-
minalpolitisch bedingt.3 1 E in näherer Bl ick auf die Entstehungsgeschichte der 
N o r m 3 2 zeigt zudem, daß ihr Zustandekommen äußerst umstritten und in ge-
wisser Hinsicht auch zufallsbedingt war. D e r Regierungsentwurf 3 3 legte noch 
einen rein formellen Subventionsbegriff zugrunde; eine Subvention sei „eine 
aus öffentlichen Mitteln erbrachte und durch Gesetz als Subvention im Sinne 
dieser Vorschrift bezeichnete Leistung an Empfänger außerhalb der öffentli-
chen Verwaltung". In der Begründung 3 4 wurde hervorgehoben, diese Vorge-
hensweise sei die notwendige Konsequenz daraus, daß es keinen allgemein gül-
tigen Begriff der Subvention gebe. Wegen fehlender Bestimmtheit (Art. 103 
Abs. 2 G G ) und der Gefahr von Ungleichbehandlungen durch den Gesetzgeber 
stieß dies jedoch im Laufe der Beratungen auf heftige Kri t ik . 3 5 Trotz aller inhalt-
licher Unsicherheiten wurde daher schließlich doch ein materieller Subven-
tionsbegriff eingeführt. 

Damit bleibt festzuhalten, daß der Legaldefinition des § 264 Abs. 7 S t G B der 
Makel einer gewissen Beliebigkeit anhaftet. Zumindest ist sie in hohem Maße 
kriminalpolitisch bedingt. Davon, daß diese Definit ion für das gesamte öffentli-
che Recht maßgeblich sei, kann daher keine Rede sein.3 6 

2. Der Subventionsbegriff der Subventionsberichte 

G e m ä ß § 12 Abs. 2 und 3 S tabG hat die Bundesregierung dem Bundestag und 
dem Bundesrat alle zwei Jahre einen Bericht über die Entwicklung der Finanz-
hilfen und der Steuervergünstigungen vorzulegen. 3 7 Die Bundesregierung faßt 
die zu berücksichtigenden Finanzhilfen und Steuervergünstigungen unter dem 

30 Vgl. Gesetzentwurf, BT-Drs. 7/3441, S. 10 f. 
31 Vgl. dazu BGH, NJW 1999, S. 1196 ff. 
32 Vgl. dazu W. Löwer, JZ 1979, S. 622 ff. 
33 BT-Drs. 7/3441, S. 4; vgl. zur Entstehungsgeschichte näher W. Löwer, JA 1977, S. 320. 
34 BT-Drs. 7/3441, S. 22 ff. 
35 Vgl. dazu den Bericht des Sonderausschusses für die Strafrechtsreform, BT-Drs. 7/5291, 

S. 9 ff. 
36 So im Ergebnis auch W. Leisner, Die Lenkungsauflage, S. 49 f. Dagegen hält R. Stober, BB 

1996, S. 1845 f., eine Übertragung des Begriffs auf das Wirtschaftsförderungsrecht für geeignet, 
da dieses ebenso wie das Wirtschaftsstrafrecht dem Schutz des öffentlichen Interesses an einer 
wirksamen staatlichen Förderung und der Vermeidung von Zweckverfehlungen diene. 

37 Zum System der Subventionsberichterstattung als „Strategie zur Erhöhung der Be-
herrschbarkeit im Subventionswesen" vgl. M. Nieder-Eichholz, Die Subventionsordnung, 
S. 168 ff. 
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Oberbegriff „Subventionen" zusammen und nennt den Bericht nach § 12 StabG 
daher „Subventionsbericht".38 Allerdings sind die Begriffe „Finanzhilfen" und 
„Steuervergünstigungen" im Stabilitätsgesetz nicht weiter definiert. Aus § 12 
Abs. 1 StabG ergibt sich lediglich, daß es sich bei Finanzhilfen um Bundesmittel 
handeln muß, die für bestimmte Zwecke an Stellen außerhalb der Bundesver-
waltung gegeben werden. Die Fallgruppen des § 12 Abs. 2 StabG, die als Gliede-
rung für die Finanzhilfen des Subventionsberichts dienen sollen (Erhaltungshil-
fen, Anpassungshilfen sowie Produktivitätshilfen für die Wirtschaft), schließen 
die Einbeziehung anderer Finanzhilfen nicht aus.39 Die Konkretisierung des 
Begriffs durch die Bundesregierung40 weist eine Reihe von Ungereimtheiten auf 
und blieb daher nicht unwidersprochen.41 

Die Weite des Konzeptes erklärt sich aus dem Zweck der Subventionsbe-
richterstattung, umfassende Transparenz aller staatlicher Leistungen an Dritte 
zu gewährleisten. Aufgrund dieses spezifischen Ziels ist der Begriff im Rahmen 
einer verfassungs- bzw. verwaltungsrechtlichen Arbeit wenig geeignet.42 

3. Der haushaltsrechtliche Zuwendungshegriff 

§ 14 H G r G , §23 B H O und die entsprechenden Vorschriften der Haushalts-
ordnungen der Länder enthalten eine Bestimmung des haushaltsrechtlichen Be-
griffs der Zuwendung:43 „Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für 
Leistungen an Stellen außerhalb der Verwaltung des Bundes oder des Landes 
zur Erfüllung bestimmter Zwecke". 

Die Funktion des haushaltsrechtlichen Zuwendungsbegriffs läßt sich insbe-
sondere anhand der daran geknüpften Rechtsfolgen ermitteln. Zuwendungen 
sind nach den genannten Bestimmungen in spezifischer Weise rechtfertigungs-
bedürftig. Zudem unterliegen Zuwendungen gemäß § 43 H G r G , § 91 B H O (so-
wie den entsprechenden Landesbestimmungen) der Haushalts- und Wirt-
schaftsprüfung der Rechnungshöfe, die insbesondere auch beim Zuwendungs-

38 Eine Reihe von Bundesländern erstellt eigene Subventionsberichte mit teilweise abwei-
chenden Begriffsbestimmungen, vgl. dazu 16. Subventionsbericht, Anlage 10. Zu Entstehungs-
geschichte, Inhalt und Entwicklung der Subventionsberichterstattung in Bayern vgl. ausführ-
lich K. D. Diller, Subventionsberichterstattung der Bundesländer: Bayern, S. 1 ff. Die wechsel-
hafte Abgrenzung des dort verwendeten Subventionsbegriffs (dazu K. D. Diller, aaO., S. 12 ff.) 
macht deutlich, daß nicht die Praxis der Berichterstattung einem ursprünglich gewählten Be-
griffsinhalt, vielmehr der Subventionsbegriff schrittweise der Praxis der Berichtsabgrenzung 
angepaßt wurde (K. D. Diller, aaO., S. 18). 

39 Vgl. Bericht des Ausschusses für Wirtschafts- und Mittelstandsfragen am 2. Mai 1967 (zu 
BT-Drs. V/1678), zu § 12 StabG. 

40 Vgl. dazu die „methodischen Erläuterungen" im 16. Subventionsbericht, Anlage 9. 
41 G. Haverkate, Subventionsrecht, S. 336 f. 
42 Ch. Gusy,]A 1991, S. 288. 
43 Nach überwiegender, wenn auch umstrittener Ansicht handelt es sich dabei um eine 

Legaldefinition, vgl. K. Lange, Die Prüfung staatlicher Zuwendungen, S. 280; E. Krämer, D O V 
1990, S. 546 f.; a. A.\ E. A. Piduch, Bundeshaushaltsrecht, Anm. 4 zu § 23 B H O . 
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empfänger durchzuführen ist. Das Zuwendungsregime dient, wie sich bereits 
aus der Begriffsbestimmung ergibt, insbesondere der Verwirklichung der Erfül-
lung öffentlicher Subventionszwecke.4 4 In dieser Hinsicht weist der haushalts-
rechtliche Zuwendungsbegriff eine gewisse Nähe zu den in dieser Untersu-
chung behandelten Fragestellungen auf. 

Demgegenüber ergeben sich für den Anwendungsbereich des Zuwendungs-
begriffs bereits aufgrund des Wortlauts, verstärkt durch eine notwendige syste-
matische und teleologische Auslegung, Besonderheiten4 5 , die einer Verallgemei-
nerung und Übertragung auf den Subventionsbegriff im Wege stehen. Dies gilt 
in erster Linie für den engen, lediglich auf Geldzahlungen bezogenen Lei-
stungsbegriff.46 Aus systematischen Erwägungen etwa fällt die Übernahme von 
Bürgschaften, Garantien und sonstigen Gewährleistungen (§ 39 B H O ) nicht 
unter den Zuwendungsbegriff. Aus teleologischen Erwägungen scheiden zu-
dem alle zweckbestimmten Leistungen aus, auf die der Empfänger einen gesetz-
lichen Anspruch hat. Andererseits faßt der Begriff den Kreis der Zuwendungs-
empfänger (alle Stellen außerhalb der Bundes- bzw. Landesverwaltung) sehr 
weit und schließt hier insbesondere auch kommunale Gebietskörperschaften 
ein. Diese Begriffselemente sind auf die Besonderheiten des haushaltsrechtli-
chen Verfahrens zugeschnitten und lassen sich nicht auf das Subventionsrecht 
insgesamt übertragen. Haushaltsrecht und Subventionsrecht decken sich zwar 
teilweise, stehen jedoch grundsätzlich selbständig nebeneinander.47 

4. Begriffsbildungen im internationalen Recht 

In der Einleitung wurde bereits darauf hingewiesen, daß sich gegenwärtig 
Grundlinien einer internationalen Subventionsrechtsordnung herausbilden. 
Wichtige Akteure sind in diesem Zusammenhang die Welthandelsorganisation 
( G A T T / W T O ) sowie auf regionaler Ebene die Organisation für Wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung ( O E C D ) und die Europäische Union. Da-
durch haben bereits an mehreren Stellen Subventionsbegriffe eine positive Aus-
prägung in der internationalen Rechtsordnung erfahren. Doch ist die Begriffs-
bildung noch im Fluß, da die Entwicklung einer internationalen Subventions-
ordnung am Anfang steht. Im Zusammenhang mit der Behandlung der interna-
tionalen Subventionsordnung wird hierauf noch zurückzukommen sein.48 An 
dieser Stelle soll jedoch auf die Begriffsbildungen des internationalen Rechts 

4 4 Zur Zweckbindung als maßgeblichem Charakteristikum des Zuwendungsbegriffs vgl. 
K. Lange, Die Prüfung staatlicher Zuwendungen, S. 284 ff. 

4 5 Vgl. dazu K. Lange, Die Prüfung staatlicher Zuwendungen, S. 280 ff.; E. Krämer, D O V 
1990, S. 546 ff. 

4 6 Vgl. dazu K. Lange, Die Prüfung staatlicher Zuwendungen, S. 281 ff.; G. Flaig, Subven-
tionsrecht, Rn. 28. 

47 G. Flaig, Subventionsrecht, Rn.28. 
4 8 Vgl. dazu unten S. 108, S. 126 f., S. 152 ff. 



A. Begriff der Subvention 37 

schon insoweit eingegangen werden, als sie möglicherweise den hier zugrunde 
zu legenden Arbeitsbegriff beeinflussen können. 

a) Der Subventionsbegriff in der GATT/WTO-Rechtsordnung 

Das Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen (GATT) befaßt sich seit 1947 
in den Artikeln VI und XVI ausdrücklich mit Subventionen (engl, „subsidies", 
franz. „subventions"), ohne den Begriff zu definieren. 

Art. VI GATT (1947/94)49 behandelt die Zulässigkeit von Ausgleichszöllen. 
Diese dürfen unter bestimmten Voraussetzungen erhoben werden, um „Prä-
mien und Subventionen", die „im Ursprungs- oder Ausfuhrland mittelbar oder 
unmittelbar für die Herstellung, Gewinnung oder Ausfuhr" für die betreffende 
Ware gewährt worden sind, unwirksam zu machen. Art. XVI GATT 1947/94 
beschäftigt sich im Abschnitt A mit Subventionen im allgemeinen. Danach ha-
ben die Vertragsparteien von ihnen gewährte Subventionen, einschließlich jeder 
Form von Einkommens- und Preisstützung, die unmittelbar oder mittelbar die 
Wirkung haben, die Ausfuhr einer Ware aus ihrem Gebiet zu steigern oder die 
Einführung einer Ware in ihr Gebiet zu vermindern, zu notifizieren. 

Diese zwei Grundnormen wurden durch zwei Zusatzabkommen, das Uber-
einkommen zur Auslegung und Anwendung der Artikel VI, XVI und XXIII 
des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens vom 12. April 1979 („Subven-
tionskodex '79")50 und das im Rahmen der Uruguay-Runde abgeschlossene 
Ubereinkommen über Subventionen und Ausgleichsmaßnahmen („Subven-
tionskodex '94")51, konkretisiert und fortentwickelt. Eine Hauptschwierigkeit 
bei der Anwendung der Verfahren zur Abwehr von Subventionen bildeten je-
doch bis heute die Unsicherheiten bei der Bestimmung des maßgeblichen Sub-
ventionsbegriffs. Der Subventionskodex '79 brachte hier erstmals eine verbind-
liche, wenn auch nur wenig konkrete Festlegung.52 Die Tatsache, daß der Sub-
ventionskodex '94 nun in Art. 1 die Begriffsbestimmung einer Subvention ent-
hält, stellt daher einen wichtigen Beitrag zur Entwicklung einer internationalen 
Subventionsordnung dar.53 

49 Zum Verhältnis des GATT 1947 und des GATT 1994, die zwar nicht rechtlich, jedoch 
inhaltlich weitgehend identisch sind, vgl. unten S. 116 ff. 

50 Agreement on Interpretation and Application of Articles VI, XVI and XXIII of the Ge-
neral Agreement on Tariffs and Trade, BISD 26th Suppl. (1980), S. 56 ff. Deutscher Text: ABl. 
EG 1980 L 71/72. 

51 Agreement on Subsidies and Countervailing Measures, Bestandteil des Anhangs 1 A des 
WTO-Übereinkommens. Deutscher Text: ABl. EG 1994 L 336/156. 

52 Vgl. dazu F. Schock, Unbestimmte Rechtsbegriffe im Rahmen des GATT, S. 176 f.; P. Cro-
cioni, Austrian Journal of Public International Law 47 (1994), S. 52 ff. 

53 Artikel 1 Begriffsbestimmung einer Subvention 
1.1 Im Sinne dieses Ubereinkommens gilt als Subvention: 

a) 1. ein finanzieller Beitrag einer Regierung oder öffentlichen Körperschaft im Ge-
biet eines Mitglieds (in diesem Übereinkommen „Regierung" genannt), nämlich, 
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An diesem Begriff fällt auf, daß er extrem weit und instrumental gefaßt ist. 
Dies wird verständlich, wenn man sich seine besonderen Funktionsbedin-
gungen vor Augen führt. Es gibt im Rahmen der Welthandelsordnung weder 
Behörden noch Gerichte, die über eine Auslegung des Begriffs verbindlich ent-
scheiden könnten. 5 4 Dieser Umstand bedingt die Technizität der Begriffsbil-
dung. Im übrigen geht es im Rahmen des GATT-Subventionsrechts zunächst 
einmal um die Herstellung von Transparenz des Subventionswesens. 5 5 Die Wei-
te der Begriffsbildung läßt sich wohl auf das Streben nach einer umfassenden 
Ermittlung staatlicher Subventionen zurückführen. Dieser stellt quasi einen 
sehr allgemeinen, kleinsten gemeinsamen Nenner dar. Aus dem Subventionsko-
dex '94 selbst ergibt sich, daß ein derart weiter Subventionsbegriff für eine Reihe 
von Rechtsfolgen ungeeignet ist. E r wird daher gemäß Art . 1 Abs. 2 und Art . 2 
durch das Konzept einer „spezifischen Subvention" für diese Fälle wieder enger 
gefaßt. 

Auch wenn in dieser Untersuchung mit Bl ick auf Rechtsfragen des nationa-
len Subventionsrechts ein engerer Subventionsbegriff als Ausgangspunkt ge-
wählt wird, findet das GATT-Subvent ionsrecht doch in jedem Fall Anwendung 
und kann daher in die Betrachtung einbezogen werden. 

b) Die Begriffsbildung des Gemeinschaftsrechts 

Im europäischen Gemeinschaftsrecht findet neben dem Begriff der Subven-
tionen zumeist der spezifisch europarechtliche Begriff der Beihilfe Verwen-
dung. Dabei lassen sich mehrere Regelungskomplexe mit sehr unterschiedlicher 
Zielsetzung unterscheiden: Das auf die handelspolitische Kompetenz der 

(i) eine Regierungspraxis, die direkten Kapitaltransfer (zum Beispiel Zuschüsse, 
Darlehen, Kapitalaufstockung), den möglichen direkten Transfer von Kapital 
oder Verbindlichkeiten (zum Beispiel Darlehensgarantien) umfaßt; 

(ii) Verzicht auf oder Nichterhebung von fälligen staatlichen Einnahmen (zum 
Beispiel steuerliche Anreize wie Steuergutschriften); 

(iii) wenn eine Regierung Waren oder Dienstleistungen über den allgemeinen In-
frastrukturbedarf hinaus zur Verfügung stellt oder Waren ankauft; 

(iv) wenn eine Regierung Zahlungen an Fondseinrichtungen leistet oder ein priva-
tes Organ mit der Durchführung einer oder mehrerer Arten der in (i) bis (iii) 
dargestellten Tätigkeiten betraut oder dazu anweist, die normalerweise von der 
Regierung vorgenommen werden und dieser Praxis sich materiell von den nor-
malerweise von den Regierungen gepflogenen Praktiken nicht unterscheidet; 

oder 
a) 2. jede F o r m der E inkommens- oder Preisstützung im Sinne des Artikels X V I des 

G A T T 1994; 
und 

b) wenn ein Vorteil daraus übertragen wird. 
1.2 ... 
5 4 Zur Rol le des Streitbeilegungsverfahrens in diesem Zusammenhang vgl. unten S. 136 ff. 
5 5 Vgl. etwa Artikel 25 f. des Subventionskodex '94: Noti f ikat ion und Überwachung. 
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Art . 131 ff. E G V gestützte Recht der Ausfuhrbeihilfen (Art. 132 E G V ) und das 
Anti-Subventionsrecht , das Recht der Beihilfeaufsicht (Art. 4 lit. c E G K S V , 
Art . 87 ff. E G V ) sowie schließlich das Recht eigener EG-Subvent ionen ( E G -
Interventionsrecht). 

D e r Anwendungsbere ich des Beihilfeaufsichtsrechts wird durch den B e -
griff der Beihilfe (engl. „State a ids" , franz. „aides d ' E t a t " ) beschrieben, der in 
den Verträgen nicht definiert wird. 5 6 Wenn Art . 4 lit. c E G K S V von „Subven-
t ionen oder Be ih i l fen" spricht, so wird in der vom Europäischen Gerichtshof in 
ständiger Rechtsprechung bestätigten Rechtspraxis der Begrif f der Beihilfe in 
einem weiten Sinne als Oberbegr i f f verstanden, der den Begrif f der Subven-
t ion umfaßt . 5 7 D a m i t wollte der Ger ichtshof wohl eine Einengung auf das 
enge französische f inanzwissenschaftl iche Verständnis von Subventionen ver-
meiden. 5 8 Beihilfen sind nach der Rechtsprechung des E u G H dadurch ge-
kennzeichnet , daß sie dem Begünstigten einen unentgelt l ichen wirtschaft l i -
chen Vorteil verschaffen, der auch in der Verminderung von Belastungen lie-
gen kann. 5 9 Dabe i k o m m t es nicht auf den Z w e c k der Begünstigung, sondern 
auf deren Wirkung an. 6 0 Bereichsspezif ischen Sonderbest immungen des Be i -

56 Der einzige positive Anhaltspunkt findet sich in Art. 19 des EIB-Protokolls, aus dem 
sich ergibt, daß auch Zinsvergünstigungen für Darlehen als Beihilfe im Sinn von Art. 87 EGV 
anzusehen sind. Wenig aussagekräftig ist auch Art. 1 VO 659/1999; danach sind Beihilfen „alle 
Maßnahmen, die die Voraussetzungen des Art. 92 I EGV erfüllen". 

57 Grundlegend: EuGH, Rs. 30/59, Steenkolenmijnen, Slg. 1961, S. 1, 42 f., zu Art. 4 lit. c 
EGKSV: „Nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauch ist eine Subvention eine Geld- oder Sach-
leistung, die einem Unternehmen zu dessen Unterstützung gewährt wird und die außerhalb 
des Entgelts liegt, welches der Käufer oder Verbraucher für die von dem betroffenen Unter-
nehmen produzierten Güter oder Dienstleistungen entrichtet. In der Beihilfe wird allgemein 
ein hiermit eng verwandter Vorgang gesehen, der jedoch insofern in stärkerem Maße zweckbe-
tont ist, als Beihilfen speziell als Mittel zur Verfolgung bestimmter Ziele angesehen werden, die 
in der Regel nicht ohne fremde Hilfe erreicht werden könnten. Der Begriff der Beihilfe ist je-
doch weiter als der Begriff der Subvention, denn er umfaßt nicht nur positive Leistungen wie 
Subventionen selbst, sondern auch Maßnahmen, die in verschiedener Form die Belastungen 
vermindern, welche ein Unternehmen normalerweise zu tragen hat und die somit zwar keine 
Subventionen im strengen Sinne des Wortes darstellen, diesen aber nach Art und Wirkung 
gleichstehen"; vgl. auch EuGH, Rs.C-387/92, Banco Exterior, Slg. 1994 I, S. 877, 907 und 
Rs. C-39/94, SFEI, Slg. 1996 I, S. 3547, 3595. 

58 So V. Götz, Recht der Wirtschaftssubventionen, S. 8; zu Recht weist M. Schernthanner, 
Beihilfeaufsichtsrecht, S. 7, in diesem Zusammenhang darauf hin, daß der EGKSV in Franzö-
sisch als einziger authentischer Fassung gilt. Für einen weiten Beihilfebegriff auch A. Bleck-
mann, WiVerw 1989, S. 81 ff. 

59 EuGH, Rs. 78/76, Steimke und Weinlig, Slg. 1977, S. 595, 611 Fn.22; EuGH, Rs. C-241/ 
94, Frankreich/Kommission, Slg. 1996 I, S. 4551,4578 m. Nachw. 

60 EuGH, Rs. 173/73, Italien/Kommission, Slg. 1974, S. 709, 718 f. Rn. 13; EuGH, Rs. 310/ 
85, Deufil, Slg. 1987, S. 901, 923 f. Rn. 7f.; EuGH, Rs. C-241/94, Frankreich/Kommission, Slg. 
1996 I, S.4551, 4575; EuGH, Rs.C-56/93, Belgien/Kommission, Slg. 1997 I, S.767, 790; V. 
Götz, Das Recht der Wirtschaftssubventionen, S. 21. A. A.: 5. Hoischen, Die Beihilferegelung in 
Artikel 92 EWGV, S. 37 ff., der hier voreilig das Kriterium seines allgemeinen Subventions-
begriffs auf den EGV überträgt. 
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hilfeaufsichtsrechts in den Art . 36, 73 und 132 E G V liegt das gleiche Begrif fs-
verständnis zugrunde. 6 1 

Besonderheiten gelten lediglich für das Anti-Subventionsrecht der E G , das 
seine Rechtsgrundlagen in der gemeinschaftlichen handelspolitischen K o m p e -
tenz der Art. 131 ff. E G V , seine materiellen Vorgaben jedoch im G A T T - R e c h t , 
insbesondere dem Subventionskodex '94, findet. Diese Vorgaben wurden durch 
die V O 2 0 2 6 / 9 7 6 2 umgesetzt. Bedingt durch seinen spezifischen Zweck unter-
scheidet sich der Subventionsbegriff hier vom Beihilfebegriff der Art. 87 ff. 
E G V und Art. 132 E G V . 6 3 

Weite und Wirkungsorientiertheit dieses Beihilfebegriffs erklären sich aus 
der Funkt ion des Beihilfeaufsichtsrechts, das nationale Subventionswesen lük-
kenlos zu erfassen und umfassend auf mögliche negative Wettbewerbswirkun-
gen zu überprüfen. D e r im Rahmen des Art . 4 lit. c E G K S V entwickelte restrik-
tive Subventionsbegriff hat keine praktische Relevanz und sollte die hier vorzu-
nehmende Begriffsbestimmung nicht beeinflussen. Vielmehr sollten der ge-
meinschaftsrechtliche Beihilfebegriff und der auf das nationale Recht bezogene 
Subventionsbegriff , da sie letztlich aufeinander bezogen sind, einheitlich und 
damit in beiden Fällen umfassend verstanden werden. 6 4 

c) Die Begriffsbildung im Rahmen der OECD 

D i e O E C D sieht eine ihrer wesentl ichen Aufgaben in Bemühungen u m den 
A b b a u oder die Abschaffung der Behinderungen des zwischenstaatl ichen Wa-
ren- und Dienstleistungsverkehrs (Art . 2 lit. d O E C D - S t a t u t ) . F ü r den B e -
reich des Subventionswesens schlägt sich dies in zwei Tät igkeiten nieder: E i -
nerseits wurden auf Anregung und im R a h m e n der O E C D spezielle A b k o m -
men zur Subventionsbegrenzung geschlossen und zwar in den Bereichen des 
Schiffsbaus 6 5 und des Flugzeugbaus 6 6 . Andererseits führt die O E C D eine um-
fassende Erhebung und Analyse der Subventionen in den Mitgliedstaaten 
durch, mit dem Ziel, durch Herstel lung von Transparenz und internationaler 
Vergleichbarkeit langfristig einen Beitrag für eine größere Subventionsdiszi-
plin zu leisten. 6 7 

61 Dies gilt trotz des besonderen Funktionszusammenhangs auch für Ausfuhrbeihilfen 
nach Art. 132 EGV, vgl. Ch. Vedder, in: Grabitz/Hilf, Rn. 3 zu Art. 112 EGV. 

62 ABl. EG L 288 vom 6. Okt. 1997. 
63 Vgl. dazu Art. 2 VO 2026/97, der weitgehend dem Begriff im GATT/WTO-Recht ent-

spricht. 
64 Für eine synonyme Verwendung der Begriffe auch E. Grabitz, RIW 1989, S.623, 624; 

S. Schreiher, Verwaltungskompetenzen, S. 72. 
65 Agreement Respecting Normal Competitive Conditions in the Commercial Shipbuild-

ing and Repair Industry von 1996. 
66 Abkommen für den Export von Großraumflugzeugen von 1986. 
67 Vgl. dazu den 16. Subventionsbericht, S. 46 f. 
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In den Spezialabkommen findet ein sehr weiter Subventionsbegriff Verwen-
dung: spezifische68 Unterstützungsmaßnahmen („measures of support"). Die 
einzelnen in Betracht kommenden Maßnahmen werden im übrigen aufgelistet 
in enger Anlehnung an Art. 1 des Subventionskodex '94.69 

Bei den Bemühungen um mehr Transparenz des Subventionswesens geht es 
gerade um eine Klärung eines geeigneten Subventionsbegriffs. Dieser hat bisher 
noch keinen rechtlichen Niederschlag gefunden. Im Rahmen der 1994 abge-
schlossenen Arbeitsgruppengespräche wurde ein umfangreicher Fragebogen 
erstellt und Definitionen und Berechnungsmethoden geklärt.70 Dabei wird fol-
gender weiter Subventionsbegriff zugrunde gelegt: „Industrial subsidies are 
specific direct and indirect financial support measures of central or sub-central 
governments in favour of manufacturing industry resulting in a net cost to go-
vernment". 

Die Begriffsbildungen im Bereich des internationalen Rechts können nicht 
ohne weiteres, mit Geltung auch für das nationale Recht, verallgemeinert wer-
den. Zu sehr sind sie durch ihre jeweilige besondere Funktion geprägt, teilweise 
Ergebnis eines Kompromisses oder wie der Beihilfebegriff des EG-Rechts 
durch spezifische begriffliche Traditionen beeinflußt. 

III. Der steuerungstheoretische Subventionstypus 

1. Funktion und Kriterien einer typologischen Vorgehensweise 

Die Darstellung der in den Wirtschaftswissenschaften und der positiven 
Rechtsordnung verwendeten Subventionsbegriffe hat gezeigt, daß diese jeweils 
in einem engen Zusammenhang mit ihrer spezifischen Funktion stehen. Dies 
bestätigt die These, daß es keine allgemeingültige Begriffsbestimmung geben 
kann. Es ist daher irreführend, von dem verfassungsrechtlichen oder dem ver-
waltungsrechtlichen Subventionsbegriff zu sprechen.71 Weder im Verfassungs-
recht noch im (allgemeinen) Verwaltungsrecht findet sich eine Begriffsbestim-
mung. Anders gewendet kann sinnvollerweise nur von einem strafrechtlichen 
Subventionsbegriff oder einem haushaltsrechtlichen Zuwendungsbegriff die 
Rede sein. Entsprechend vielfältig und gelegentlich auch willkürlich sind die in 
Rechtsprechung und rechtswissenschaftlicher Literatur verwendeten allgemei-
nen Subventionsbegriffe.72 

68 H ie r zu wird ausdrücklich auf das Konzep t der Spezifizität in Art . 2 des GATT-Subven-
t ionskodex '94 verwiesen. 

69 Vgl. im einzelnen Annex I des Schi f fbauabkommens . 
70 Vgl. O E C D , Industr ial Subsidies: A Repor t ing Manual , Paris 1995. 
71 So H.J. Wolff/O. Bachof Verwaltungsrecht III, § 154 I 2a; vgl. z u m „verwaltungsrecht-

lichen Subvent ionsbegri f f" auch E. Eppe, Subvent ionen u n d staatliche Geschenke, S. 34 ff. 
72 Für einen Uberbl ick vgl. H.-D. Grosser, Wir tschaf tssubvent ionen, S. 26 ff. 



42 § 2 Gegenstand der Untersuchung 

Im folgenden wird daher nicht versucht, den Begriff der Subvention zu defi-
nieren. Statt dessen soll an die Tradition angeknüpft werden, sich dem Wesen 
von Subventionen durch Umschreibung eines Subventionstypus zu nähern. 7 3 

Seine einzelnen Elemente sollen plausibel machen, was im Rahmen dieser U n -
tersuchung im Mittelpunkt des Interesses steht (ohne auszuschließen, daß die 
Untersuchung gelegentlich auch auf andere Erscheinungen exemplarisch einge-
hen wird). Daraus ergibt sich dann umgekehrt eine Rechtfertigung dafür, daß 
bestimmte Phänomene nicht behandelt werden. 

Eine solche typologische Vorgehensweise stellt dem deduktiv-begrifflichen 
Ansatz eine stärker empirisch-induktiv orientierte Vorgehensweise entgegen.7 4 

Die Erfassung der relevanten Einzelmerkmale hat sich schon deshalb in beson-
derer Weise an den vorgefundenen Sachstrukturen zu orientieren. 7 5 

D e r Umstand, daß die Rechtsordnung keinen verallgemeinerungsfähigen 
Rechtsbegriff der Subvention bereithält, darf jedoch nicht bedeuten, daß eine 
rechtswissenschaftliche Betrachtung gänzlich auf normative Elemente verzich-
ten kann. Die Untersuchung wird als eine rechtliche letztlich an konkreten 
Rechtskreisen und -strukturen anzusetzen haben. Das durch die Typologie ab-
zusteckende Untersuchungsfeld muß diese, gewichtet nach ihrer Bedeutung, im 
Auge haben. Auf diese Weise, sozusagen durch die Hintertür, erlangt etwa der 
haushaltsrechtliche Zuwendungsbegriff indirekt Bedeutung. Angesichts der 
zunehmenden Uberlagerung und Über formung des nationalen Subventions-
rechts durch das Gemeinschaftsrecht gilt dasselbe besonders auch für den ge-
meinschaftsrechtlichen Beihilfebegriff. Aus dieser Perspektive folgt zugleich, 
daß der Rahmen der Typologie so weit gezogen werden muß, daß die das Sub-
ventionsrecht prägenden Vorgaben möglichst weitgehend erfaßt werden kön-
nen. 

D e n Ausgangspunkt für die Typenbildung hat jedoch die Fragestellung der 
Untersuchung zu bilden. Dies entspricht der wohl wichtigsten Folgerung aus 
der angestellten Analyse der Subventionsbegriffe. Wie bereits erörtert, sollen 
Subventionen als staatliche Handlungsinstrumente erfaßt werden, mit deren 
Hilfe staatliche Aufgaben durch eine Beeinflussung des Verhaltens Privater er-
füllt oder gefördert werden. Dies weist den Weg hin zu einem „steuerungstheo-
retischen" Subventionstypus. 

73 H. P. Ipsen, Öffentliche Subventionierung Privater, S. 8, 45 ff., sowie K. Wenger, Funk-
tion und Merkmale eines verwaltungsrechtlichen Subventionsbegriffes, S. 25 (für Osterreich) 
und R. Rhinow, Wesen und Begriff der Subvention, 337; G. Störi, Verhaltenssteuerung durch 
Subventionen, S. 4 (für die Schweiz). 

74 H. P. Ipsen, Öffentliche Subventionierung Privater, S. 8; K. Wenger, Funktion und Merk-
male eines verwaltungsrechtlichen Subventionsbegriffes, S. 24 f.; M. Schröder, ZHR Bd. 152 
(1988), S. 398 ff. 

75 K. Wenger, Funktion und Merkmale eines verwaltungsrechtlichen Subventionsbegriffes, 
S. 24. 
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2. Elemente der Typenbildung 

Aus dieser Perspektive bietet sich, als vorläufige Absteckung des Untersu-
chungsfelds und nicht als begrifflich starre Ausgrenzung verstanden, folgende 
Umschreibung an. Subventionen 7 6 sind 

(a.) Vermögenswerte Begünstigungen, die 
(b.) ein Träger öffentlicher Verwaltung (aus öffentlichen Mitteln) 
(c.) an Private zahlt, 
(d.) die weder eine angemessene Gegenleistung für privates Verhalten („Begün-

stigung") 
(e.) noch eine Ersatzleistung für erlittene Nachteile sind, durch die der E m p -

fänger 
(f.) zur Erreichung eines bestimmten öffentlichen Zwecks 
(g.) zu einem konkreten Verhalten bestimmt werden soll. 

(a.) D u r c h das Element „Vermögenswerte Begünstigung"77 soll der Anwen-
dungsbereich hinsichtlich der Subventionsleistung möglichst weit gefaßt wer-
den und insbesondere den internationalen Rechtsbegriffen angenähert werden. 

D u r c h den häufig zu findenden Zusatz „finanzielle" Begünstigung oder 
„Leistung" 7 8 werden an dieser Stelle insbesondere sog. Realförderungen 7 9 und 
Steuervergünstigungen ausgeklammert. 8 0 Diese Einengung mag durch spezifi-
sche Fragestellungen gerechtfertigt sein, etwa bei einer Konzentrat ion auf haus-
haltsrechtliche Probleme oder bestimmte Rechtsformen. 8 1 Wenig überzeugend 
ist es dagegen, wenn die Begrenzung damit begründet wird, daß sie im Interesse 
begrifflicher Klarheit und einheitlicher Problemfindung notwendig sei.82 Auf 
das dabei häufig vorgebrachte Argument, es fehle bei diesen Begünstigungsfor-
men an einem Subventionsverhältnis, ist sogleich zurückzukommen. 

76 Ahnlich für Österreich: K. Wenger, Förderungsverwaltung, S. 42, sowie für die Schweiz: 
K. Stengel, Schweizerisches Zentralblatt für Staats- und Gemeindeverwaltung 1988, S. 289 (zu 
den in gleicher Richtung weisenden kodifikatorischen Tendenzen in der Schweiz vgl. G. Störi, 
Verhaltenssteuerung durch Subventionen, S. 12 ff.); vgl. auch den vom Bundesverfassungsge-
richt verwendeten Subventionsbegriff: „freiwillige finanzielle Zuwendung des Staates, mit de-
ren Hilfe er ein bestimmtes Verhalten der Bürger fördert, das ihm aus wirtschafts-, sozial- oder 
gesellschaftspolitischen Gründen erwünscht ist", BVerfGE 17, S. 210, 216; BVerfGE 72, S. 175, 
193. 

77 S. Giacomini, Subventionsrechtsverhältnis, S. 17 f. (für die Schweiz). Ahnlich K. Wenger, 
Funktion und Merkmale eines verwaltungsrechtlichen Subventionsbegriffes, S. 38 ff. (für 
Österreich)', Ch. Gusy, JA 1991, S. 288: „Vermögenswerte Zuwendung"; dieser Begriff ist aller-
dings wegen der Nähe zum haushaltsrechtlichen Zuwendungsbegriff nachteilig. 

78 G. Jooss, RiA 1987, S. 75 f.; G. Flaig, Subventionsrecht, Rz. 16 ff. 
79 Für einen Uberblick vgl. G. Flaig, Subventionsrecht, Rn. 67. 
80 Vgl. etwa W. Rüfner, Formen öffentlicher Verwaltung im Bereich der Wirtschaft, S. 196, 

m. Nachw.; W. Frotscher, Wirtschaftsverfassungs- und Wirtschaftsverwaltungsrecht, Rz. 377; 
G. Flaig, Subventionen, Rn. 16 ff.; H.-D. Grosser, Wirtschaftssubventionen, S. 30, verweist dar-
auf, daß die Förderung hier nicht den „Hauptzweck" darstelle. 

81 So bei W. Rüfner, Formen öffentlicher Verwaltung im Bereich der Wirtschaft, S. 197. 
82 So W. Frotscher, Wirtschaftsverfassungs- und Wirtschaftsverwaltungsrecht, Rz. 377. 
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(b.) Bei der Frage nach dem Subventionsgeber legt es ein steuerungstheoreti-
sches Subventionsverständnis nahe, daß ein Träger öffentlicher Verwaltung (un-
mittelbar oder mittelbar, also ihm zurechenbar) die Begünstigung gewährt hat. 
Ausschließlich private Subsidien haben aus einer verwaltungsrechtlich moti-
vierten Betrachtung auszuscheiden. Im Interesse einer Harmonisierung mit in-
ternationalen Begriffen sind in diesem Rahmen der Kreis der Subventionsgeber 
wie auch die Anforderungen an die Zurechenbarkeit weit zu fassen. 

Subventionsgeber kann jede Stelle sein, die mit der Wahrnehmung öffentli-
cher Aufgaben betraut ist.83 Ohne weiteres sind auch Gemeinden und Gemein-
deverbände zu diesem Kreis zu zählen. 

Die Frage der Zurechenbarkeit ist unter Würdigung der Möglichkeit zur 
Verhaltenssteuerung zu beantworten. Dazu genügt es, wenn die Begünstigung, 
wie etwa bei der Abnahmeverpflichtung alternativ erzeugter Energie im Rah-
men des Stromeinspeisungsgesetzes84, von der öffentlichen Hand angeordnet 
wird, ohne dadurch finanziell belastet zu sein. Sie wird dadurch formell zum 
Subventionsgeber.85 Erfolgt die Begünstigung im weitesten Sinne aus öffentli-
chen Mitteln, so kann dies über eine formelle Subventionsträgerschaft hinaus 
erweiternd als Indiz für das Vorliegen einer Subvention gewertet werden.86 

(c.) Es entspricht dem Verständnis der Subvention als Steuerungsinstrument, 
daß auf der anderen Seite des Rechtsverhältnisses grundsätzlich ein Privater ste-
hen muß, dessen Verhalten durch Setzen finanzieller Anreize auf die Erfüllung 
öffentlicher Zwecke ausgerichtet wird. Bei dieser Feststellung darf jedoch nicht 
übersehen werden, daß es zwischen Trägern öffentlicher Verwaltung und recht-
lich selbständigen Personen des öffentlichen Rechts (z.B. Gebietskörperschaf-
ten), aber auch öffentlich beherrschten oder kontrollierten Personen des priva-
ten Rechts (z.B. öffentlichen Unternehmen) zu Konstellationen mit vergleich-
baren Problemlagen der Zwecksicherung und Zweckverwirklichung kommen 
kann. An dieser Stelle erweist sich eine typologische Abgrenzung des Untersu-
chungsfelds als Vorteil. Sie kann beim „Normalfall" der Subventionierung Pri-
vater ansetzen, muß aber nicht aus begrifflichen Gründen darauf verzichten, 
ähnliche Erscheinungen „im Bereich des Öffentlichen" zumindest als Anschau-
ungsmaterial einzubeziehen. 

Dies gilt zunächst für zweckgebundene Zuwendungen an Körperschaften des 
öffentlichen Rechts?7 Finanzhilfen an Kommunen stellen zwar in erster Linie 
eine Frage der föderalen Kompetenzverteilung und des Finanzausgleichs dar. 
Soweit sie zur Verwirklichung bestimmter Projekte ausgegeben werden, führen 
sie jedoch haushaltsrechtlich zu vergleichbaren Problemen, wie sie bei der Sub-

83 Vgl. zu diesem Ansatz näher K. Wenger, Funktion und Merkmale eines verwaltungs-
rechtlichen Subventionsbegriffes, S. 32 ff. 

84 Vgl. dazu unten S. 157 ff. 
85 V. Götz, Recht der Wirtschaftssubventionen, S. 29 f. 
86 Dies entspricht der zu Art. 87 Abs. 1 E G V vertretenen Ansicht, vgl. dazu unten S. 157 ff. 
8 7 Für die „Subventionierung" eines Kirchenbaus im Rahmen der Errichtung neuer Kaser-

nen vgl. V G H Kassel, N V w Z 1990, S. 879 ff. 
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v e n t i o n i e r u n g Pr ivater auf t re ten . 8 8 A u c h auf der Sei te Z u w e n d u n g s e m p f ä n g e r 
entspr i cht die In teressenlage d a n n der v o n s u b v e n t i o n i e r t e n P r i v a t e n . 8 9 Z w e c k -
g e b u n d e n e Z u w e n d u n g e n an K ö r p e r s c h a f t e n des ö f f e n t l i c h e n R e c h t s , insbe-
s o n d e r e die K o m m u n e n , sol l ten daher n icht generel l aus der B e t r a c h t u n g ausge-
sch lossen w e r d e n . 9 0 

F ü r eine grundsätz l i che E i n b e z i e h u n g der Zuwendungen an öffentliche Un-
ternehmen in die U n t e r s u c h u n g spr icht aus g e m e i n s c h a f t s r e c h t l i c h e r S icht der 
U m s t a n d , daß diese w e g e n A r t . 86 A b s . 1 E G V B e i h i l f e n g e m ä ß A r t . 87 A b s . 1 
E G V darste l len k ö n n e n . 9 1 F ü r die R e l e v a n z des A s p e k t e s der V e r h a l t e n s b i n -
dung in d iesem Z u s a m m e n h a n g spr icht z u d e m die Tatsache , daß H i l f e n an 
ö f f e n t l i c h e U n t e r n e h m e n v o m s t ra f recht l i chen S u b v e n t i o n s b e g r i f f des § 2 6 4 
S t G B er faßt w e r d e n . 

(d.) B e r e i t s aus d e m B e g r i f f der B e g ü n s t i g u n g fo lgt , daß der d u r c h die ö f f e n t -
l iche H a n d gewährte Vorte i l ke ine angemessene G e g e n l e i s t u n g für privates Ver-
hal ten darstel len dar f . 9 2 D a s Fehlen einer marktmäßigen Gegenleistung ist b e -
reits n a c h den ö k o n o m i s c h e n B e g r i f f s b e s t i m m u n g e n w e s e n t l i c h . 9 3 

(e.) E b e n s o darf die s taat l iche B e g ü n s t i g u n g keine Ersatzleistung für erlittene 
Nachteile sein. D a s R e c h t der ö f f e n t l i c h e n E r s a t z l e i s t u n g e n dient d e m A u s -
g l e i c h s z w e c k u n d will n i ch t l e n k e n . 9 4 

(f . ) K o n s t i t u t i v e s E l e m e n t eines v e r w a l t u n g s r e c h t l i c h e n I n s t r u m e n t s ist es, 
daß es der Erreichung eines bestimmten öffentlichen Zwecks d ient . 9 5 Bere i t s da-
d u r c h realisiert s ich die E i n f l u ß n a h m e der V e r w a l t u n g in W a h r n e h m u n g ö f f e n t -

88 Dementsprechend weit ist auch der haushaltsrechtliche Zuwendungsbegriff, vgl. dazu 
oben S. 35 f. Siehe hierzu insbesondere die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendun-
gen zur Projektförderung an Gebietskörperschaften durch den Bund und entsprechende Vor-
schriften der Länder. 

89 Zu Beispielen aus der Rechtsprechung vgl. etwa O V G Münster, NVwZ 1985, S. 118 f. 
(Zuschuß zur Renovierung eines kommunalen Hotels); VGH München, BayVBl 1991, 
S. 209 ff. (Zuschuß zur Errichtung eines Gehwegs). 

9 0 Pragmatisch auch G. Schetting, Rechtspraxis der Subventionierung, S. 88 ff.; dagegen 
grundsätzlich K. Wenger, Funktion und Merkmale eines verwaltungsrechtlichen Subventions-
begriffs, S.29f. (für Österreich)-, zu weitgehend dagegen die Schweizer Lehre, die keine Ab-
grenzung gegenüber Maßnahmen des Finanzausgleichs vornimmt, vgl. etwa 5. Giacomini, 
Subventionsverhältnis, S. 5 f. 

91 Vgl. hierzu G. v. Wallenberg, in: Grabitz/Hilf, Rn. 12 zu Art. 92 EGV. 
92 Vgl. zu diesem Element näher G. Haverkate, Subventionsrecht, S. 342 f. 
93 Vgl. hierzu M. Nieder-Eichholz, Die Subventionsordnung, S. 25, m. w. Nachw. 
94 F. Eppe, Subventionen und staatliche Geschenke, S. 49, m. Nachw.: für „Ausgleichsver-

hältnisse" gilt das „Ausgleichsprinzip"; K. Wenger, Funktion und Merkmale eines verwal-
tungsrechtlichen Subventionsbegriffs, S. 28 f.; V. Götz, Recht der Wirtschaftssubventionen, 
S. 12, faßt hierunter neben dem Lastenausgleich auch Hilfen für Vertriebene und Flüchtlinge. 

95 Zur konstitutiven Bedeutung des öffentlichen Zwecks für den Begriff der Subvention: 
BVerwG, NJW 1959, S. 1098; £ Eppe, Subventionen und staatliche Geschenke, S.61; H.F. 
Zacher, VVDStRL Bd.25 (1967), S.317f. ; G. Schetting, Rechtspraxis der Subventionierung, 
S. 4; W. Henke, Das Recht der Wirtschaftssubventionen, S. 2; W. Frotscher, Wirtschaftsverfas-
sungs- und Wirtschaftsverwaltungsrecht, Rn. 375 ff.;/. Hey, StuW 1998, S. 300. 
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licher Aufgaben.96 Das (tatsächliche) Vorliegen eines ausreichenden öffentli-
chen Zwecks im Einzelfall ist dagegen nicht Begriffsmerkmal der Subvention, 
ein Fehlen führt vielmehr zur Rechtswidrigkeit der Subventionsmaßnahme.97 

Häufig wird bei Untersuchungen zum Subventionsrecht eine Begrenzung 
auf Wirtschaftssubventionen zugrunde gelegt.98 Hierfür lassen sich eine Reihe 
einleuchtender Gesichtspunkte anführen, allen voran die praktische Relevanz 
dieses Bereichs, stellen doch Subventionen ein wesentliches Mittel der Wirt-
schaftslenkung dar.99 Normativ wird dieser Eindruck durch den wirtschafts-
rechtlichen Hintergrund der Art. 87 ff. EGV100 sowie den Umstand verstärkt, 
daß der strafrechtliche Subventionsbegriff des §264 StGB gerade auf Wirt-
schaftssubventionen zielt. Weniger überzeugend ist dagegen das Argument, der 
Subventionsbegriff würde durch die Einbeziehung nicht-ökonomischer Tatbe-
stände zu stark ausgeweitet und dadurch unbrauchbar.101 Im Gegenteil stößt 
eine trennscharfe Erfassung von Wirtschaftssubventionen auf kaum über-
windbare Schwierigkeiten.102 Zu Recht kommt Franz Eppe bei seiner eingehen-
den Untersuchung der Gründe, die eine Beschränkung des Subventionsbegriffs 
auf die Wirtschaftsförderung rechtfertigen, zu dem Ergebnis, daß der Wert einer 
wirtschaftsrechtlichen Darstellung letztlich nur auf dem Gebiet der Didaktik 
und der Zweckmäßigkeit liegen kann.103 Da vorliegend Subventionen als In-
strument der Zwecksetzung und Zweckverwirklichung betrachtet werden, soll 
das Kriterium des Subventionszwecks inhaltlich nicht eingeschränkt werden.104 

(g.) Anhand des Kriteriums „Bestimmung zu einem konkreten Verhalten" 
entscheidet sich, ob man einen engen Subventionsbegriff vertritt (indem man 
auf den Verhaltenszweck abstellt)105 oder einen weiten Subventionsbegriff 
(wenn man den Zweck genügen läßt, daß erwünschte Zustände geschaffen und 

96 Zu Begriff und Erscheinung der Einflußnahme vgl. H. Schlotke, Die hoheitliche Ein-
flußnahme auf die Empfänger öffentlicher Subventionen und ihre rechtlichen Grenzen, S. 81 ff. 

97 G. Haverkate, Subventionsrecht, S. 343 f. 
98 K. Stern, JZ 1960, S. 519 ff.; V Götz, Recht der Wirtschaftssubventionen, S. 8 ff.; W. 

Henke, Das Recht der Wirtschaftssubventionen, S. 1 ff. 
99 P Badura, WiVerw 1978, S. 138; M. Schröder, Z H R Bd. 152 (1988), S. 394. 

100 So die Argumentation bei V. Götz, Recht der Wirtschaftssubventionen, S. 8 ff. 
101 So K. Stern, JZ 1960, S. 520. 
102 P. Badura, WiVerw 1978, S. 138; M. Schröder, Z H R Bd. 152 (1988), S. 394. 
103 F. Eppe, Subventionen und staatliche Geschenke, S. 40 ff. 
104 F. Eppe, Subventionen und staatliche Geschenke, S. 40 ff.; H. Schlotke, Die hoheitliche 

Einflußnahme auf die Empfänger öffentlicher Subventionen und ihre rechtlichen Grenzen, 
S. 5; K. Wenger, Funktion und Merkmale eines verwaltungsrechtlichen Subventionsbegriffes, 
S. 27 (für Österreich)- G. Flaig, Subventionsrecht, Rn. 1. 

105 Für einen engen Subventionsbegriff: H. P. Ipsen, Öffentliche Subventionierung Priva-
ter, S. 56 (mit Hinweis auf den angelsächsischen Begriff der „conditional grant") und ders., 
W D S t L Bd. 25 (1967), S. 279 ff., 281; ähnlich H. F. Zacher, W D S t R L Bd. 25 (1967), S. 317; H. 
P. Bull, Allgemeines Verwaltungsrecht, Rn. 752; G. Flaig, Subventionsrecht, Rz. 19, und für 
Österreich: K. Wenger, Funktion und Merkmale eines verwaltungsrechtlichen Subventions-
begriffes, S. 26, 42, sowie für die USA und die Schweiz: S. Giacomini, Subventionsverhältnis, 
S. 8 ff. 
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unerwünschte verhindert werden)106.107 Vorliegend soll ein enges Verständnis 
zugrunde gelegt werden, geht es doch im wesentlichen um die Analyse von Vor-
gängen der Verhaltenssteuerung und in diesem Rahmen um Mechanismen der 
Zweckverwirklichung. Nur in diesen Fällen kommt ein spezifisches öffentlich-
rechtliches Subventionsverhältnis zustande. 

Das Vorliegen eines solchen, Rechte und Pflichten, insbesondere auch kon-
krete Verhaltenspflichten des Subventionsnehmers koordinierendes Subven-
tionsverhältnisses ist der wesentliche Streitpunkt bei der Frage, ob Steuerver-
günstigungen (und auch Realförderungen108) als „indirekte Subventionen" be-
rücksichtigt werden sollen.109 Die Besonderheit, daß das Subventionsverhältnis 
in diesem Fall in einem Steuergesetz angelegt ist, rechtfertigt es nicht, dieses 
Subventionsverhältnis aus den hier angestellten Betrachtungen auszuklam-
mern.110 In beiden Fällen kommt es zu einem spezifischen Rechtsverhältnis 
zwischen der Verwaltung einerseits und dem subventionierten Privaten ande-
rerseits, einschließlich der Vollzugsmaßnahmen zur Zweckverwirklichung.111 

Es handelt sich bei wirtschaftlicher Betrachtung um austauschbare Instrumen-
te.112 Zusätzlich verweist Klaus Vogel darauf, daß sich alle Subventionen, unab-
hängig von ihrer jeweiligen Rechtsgrundlage, nach denselben Sacherfordernis-
sen eines rechtsstaatlich geordneten Subventionswesens zu richten haben.113 

106 pür einen weiten Subventionsbegriff: V. Götz, Recht der Wirtschaftssubventionen, 
S. 23; G Haverkate, Rechtsfragen des Leistungsstaats, S. 147; ders., NVwZ 1988, S. 774: öffent-
licher Zweck genügt (Einwirken auf einen gesellschaftl. Prozeß, der ohne die Subvention an-
ders verlaufen würde, z.B. Existenzerhaltung eines Unternehmens); ders., Subventionsrecht, 
S.361 ff. Vgl. auch G. Lübbe-Wolff Die Grundrechte als Eingriffsabwehrrechte, S. 218 f., die 
das Vorliegen einer Verhaltensbindung als Rechtmäßigkeits-, nicht jedoch als Begriffsvoraus-
setzung ansieht. 

107 D. Ehlers, DVB1 1993, S. 861. 
108 Vgl. hierzu auch den Sachverhalt V G H Mannheim, N J W 1978, S. 2050 ff. 
109 Abiebnend: H.J. Wolff/O. Bachof Verwaltungsrecht III, § 154 I a 2a; K. Stern, JZ 1960, 

S.521; M. Zuleeg, Rechtsform, S. 16; V. Götz, Recht der Wirtschaftssubventionen, S. 16 ff.; P. 
Badura, WiVerw 1978, 137f.: Im übrigen aber fehlt es im Fall der Steuervergünstigung an ei-
nem besonderen, vom steuerrechtlichen Rechtsverhältnis unterschiedenen spezifischen Sub-
ventionsverhältnis, so daß verwaltungsrechtlich die Steuervergünstigung nicht als Subvention 
betrachtet werden kann"; W. Henke, Das Recht der Wirtschaftssubventionen, S. 1 ff. (2 f.); P. J. 
Tettinger, GewArch 1981, S. 105; Burger, Der Einkommensbegriff im öffentlichen Schuld-
recht, S. 35 f.; W. Frotscher, Wirtschaftsverfassungs- und Wirtschaftsverwaltungsrecht, 
Rn. 378 f.; H.-W. Arndt, Wirtschaftsverwaltungsrecht, Rn. 190; F. Flaig, Subventionsrecht, 
Rn. 25; R. Stober, BB 1996, S. 1446. 

110 So im Ergebnis U. W. Babrowski, Steuerbefreiung, S. 49 ff.; H.F. Zacber, W D S t R L 
Bd. 25 (1967), S. 3 1 8 ; H . W . Bayer, StuW 1972, S. 145 f.; H. G. Ruppe, Steuerbegünstigungen als 
Subvention?, S . 5 8 f f . ; / . Lang, StuW 1987, S. 230 f.; K. Preußner, Wirtschaftssubventionen, 
S. lOf. 

111 Zum Vorliegen eines Subventionsverhältnisses bei Steuervergünstigungen vgl. näher 
S. 657 ff. 

112 H.W. Bayer, StuW 1972, S. 145 f.; H. G. Ruppe, Steuerbegünstigungen als Subvention?, 
S. 65 ff.; J. Lang, StuW 1987, S .230f . 

113 K. Vogel, Begrenzung von Subventionen durch ihren Zweck, S. 543 f. 
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Außer Betracht bleiben demgemäß Begünstigungen, deren Zweck sich in ei-
ner Vermögensmehrung erschöpft, wie dies etwa bei Sozialleistungen typischer-
weise der Fall ist.114 Die reine Sozialleistung (sog. Sozialtransfer), bei der es auf 
eine Verhaltensbindung nicht ankommt, ist allerdings von (möglichen) Subven-
tionen im Sozialbereich (z.B. Förderung des Altenheimbaus) zu unterschei-
den.115 Eine trennscharfe Grenzziehung kann es dabei nicht geben.116 Häufig 
stehen, wie dies etwa für das Arbeitsförderungsgesetz typisch ist, beide Elemen-
te in einem Gesetz nebeneinander.117 

B. Erscheinungsformen der Subventionen 

Das somit umschriebene Verständnis der Subvention als verwaltungsrechtli-
ches Handlungsinstrument ist einerseits eng, weil es auf die Umsetzung der 
Zweckerreichung durch konkrete Verhaltensbindungen abstellt. Auf der ande-
ren Seite ist es jedoch weit, weil es die Subvention instrumental und damit unab-
hängig von ihrer kopkreten Zielsetzung, ihrer Rechtsform sowie der gewähren-
den staatlichen Einheit sieht. Auf dieser Grundlage sind die Erscheinungsfor-
men von Subventionen hinsichtlich Inhalt und Form äußerst vielfältig. Die fol-
gende Ubersicht soll, gegliedert nach verschiedenen, möglicherweise rechtsrele-
vanten Kriterien, einen ersten Überblick verschaffen.118 

114 K. Stern, JZ 1960, S. 520; F. Eppe, Subventionen und staatliche Geschenke, S. 53 ff.: hier 
gilt das Sozialprinzip; H. F. Zacher, W D S t R L Bd. 25 (1967), S. 317; V. Götz, Recht der Wirt-
schaftssubventionen, S. 11 f.; P. Badura, WiVerw 1978, S. 137; K. Wenger, Funktion und Merk-
mal eines verwaltungsrechtlichen Subventionsbegriffes, S. 28 (für Osterreich)', S. Giacomini, 
Subventionsverhältnis, S. 8 ff. (für Deutschland, USA und die Schweiz). 

115 G. Flaig, Subventionsrecht, Rz. 19 Fn. 37, mit Verweis auf Wolff/Bachof, S. 305; V. Neu-
mann, Freiheitsgefährdung im kooperativen Sozialstaat, S. 349 ff. Vgl. dagegen die auf M. Im-
hoden, Der verwaltungsrechtliche Vertrag, S. 156 ff., zurückgehende Unterscheidung zwi-
schen „aufgabenerfüllenden" und „aufgabenübertragenden" Subventionen. 

116 P. Badura, WiVerw 1978, S. 137, spricht vom „überschießenden öffentlichen Zweck", 
der die Subventionseigenschaft im Einzelfall begründet. 

117 Vgl. dazu/. Ehsen, DVB1 1988, S. 887, der zwischen „Lenkungsgesetzen" und „Bedarfs-
deckungsgesetzen" unterscheidet. 

118 Zu Recht hat sich P. Kirchhof, Verwalten durch „mittelbares" Einwirken, S. 373, gegen 
die Ansicht gewandt, die Unterscheidung von Subventionsarten wäre „Enumeration ohne 
rechtserheblichen Effekt" (G. Schetting, Rechtspraxis der Subventionierung, S. 130). Ange-
sichts der geringen rechtlichen Durchformung des Subventionsrechts kommt der Analyse sei-
ner Sachstrukturen eine besondere, auch die Rechtsdogmatik prägende Funktion zu. 

119 G. Schetting, Rechtspraxis der Subventionierung, S. 66 ff. 



B. Erscheinungsformen der Subventionen 49 

I. Typologie nach Subventionsgebern 
und Subventionsträgern 

Bei der Festlegung des zugrunde zu legenden Subventionsverständnisses 
wurde festgehalten, daß als Subventionsgeber jede Stelle in Betracht kommt, die 
mit der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben betraut ist. Neben den Gebiets-
körperschaften (Bund, Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände) können 
das internationale Organisationen, sonstige Körperschaften, Anstalten oder 
Stiftungen des öffentlichen Rechts, aber auch Beliehene sein. Bei der Frage der 
Zurechenbarkeit wurde bereits das Problem angeschnitten, inwieweit dabei die 
Begünstigung aus öffentlichen Mitteln folgen muß. 

Gerd Schettingn<) hat aufgezeigt, daß es eine Reihe notwendiger sowie fakul-
tativer Kriterien gibt, die die Eigenschaft als Subventionsgeber oder - in seiner 
Terminologie - Subventionsträger begründen. „Kommt bei einer Subvention 
nur ein Rechtssubjekt als Träger in Betracht, so vereinigt dieses in sich die Funk-
tionen der Bereitstellung der Mittel bzw. des Bürgschaftsrahmens, des Regeins 
und Gestaltens des Subventionsverhältnisses, der Entscheidung über sein Zu-
standekommen, seiner Verwaltung nach dem Zustandekommen und der Kon-
trolle über die Zweckverwirklichung".1 2 0 Dies könne je nach rechtlichem Zu-
sammenhang unterschiedlich zu beantworten sein. So komme es etwa bei den 
verfassungsrechtlichen Ordnungsproblemen der Zuständigkeit für die Subven-
tionierung oder der Teilhabe an Subventionen zur Bestimmung des Trägers in 
erster Linie auf die Regelungs- und Mittelbereitstellungsfunktion an.121 

Die Vorteile dieses Ansatzes zeigen sich in dem fast regelmäßig vorliegenden 
Fall, daß die „relevanten" Funktionen auf verschiedene Rechtssubjekte verteilt 
sind. Dies führt zur Aufspaltung der Subventionsträgereigenschaft und zur 
Möglichkeit, daß es hinsichtlich einer Subvention mehrere partielle Subven-
tionsträger geben kann.1 2 2 Damit ist ein wertvolles begriffliches Instrumenta-
rium geschaffen, um Phänomene einer mehrstufigen Subventionsordnung er-
fassen zu können. 1 2 3 

II. Typologie nach den Rechtsgrundlagen 

Eine Typologie von Subventionen nach ihren Rechtsgrundlagen wirkte seit 
jeher als zentrales Ordnungskriterium im Rahmen rechtswissenschaftlicher 
Untersuchungen. 

Nach wie vor ist die Praxis der Subventionsvergabe durch die Erscheinung 
der Richtlinien- oder Haushaltssubventionierung geprägt. Als Rechtsgrundlage 

120 G. Schetting, Rechtspraxis der Subventionierung, S. 66 f. 
121 G. Schetting, Rechtspraxis der Subventionierung, S. 67. 
122 G. Schetting, Rechtspraxis der Subventionierung, S. 67 f. 
123 Vgl. dazu unten S. 198 ff. 
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dienen hier auf einem Ansatz im Haushaltsplan beruhende Verwaltungsvor-
schriften (Subventionsrichtlinien). Auch wenn man den Haushaltsplan nicht als 
vollwertiges Gesetz (mit Außenwirkung) betrachtet , 1 2 4 kann die Richtl inien-
subventionierung nur bedingt als „gesetzesfrei" bezeichnet werden. Die 
Rechtsbeziehungen zwischen Subventionsgeber und Subventionsnehmer wer-
den durch das allgemeine Verwaltungsrecht, insbesondere das Verwaltungsver-
fahrensgesetz ausgestaltet. In Konkurrenz zu diesem Regelungsmodell steht die 
Subventionsvergabe auf gesetzlicher Grundlage, etwa des Filmförderungsgeset-
zes. Richtliniensubventionierung und Subventionsgesetz sind jedoch lediglich 
zwei Extreme auf einem stufenlosen Kont inuum. 1 2 5 Dazwischen sind verschie-
dene Formen von Globalgesetzen vorstellbar (vgl. etwa § 41 BWaldG) , in deren 
Rahmen der Gesetzgeber Regelungskompetenzen mehr oder weniger weitge-
hend, ausdrücklich oder faktisch auf andere Organe delegiert.1 2 6 Besonderhei-
ten gelten schließlich für Steuervergünstigungen mit ihrer Rechtsgrundlage im 
Steuergesetz. 

Diese Konstellation kehrt auf der Ebene des Europäischen Gemeinschafts-
rechts wieder. Auch hier lassen sich Haushaltssubventionen, die von der 
Kommiss ion auf der Grundlage eines Ansatzes im Haushaltsplan vergeben wer-
den, von Rechtssatzsubventionen auf der Grundlage detaillierter Rats-Verord-
nungen unterscheiden. 1 2 7 

III. Typologie nach dem Subventionszweck 

Nicht weniger bedeutend für eine Untersuchung des Subventionsrechts ist 
eine Typologie nach dem Subventionszweck, dem nach Hans F. Zacherus am 
stärksten prägenden, zugleich aber auch am schwierigsten zu erfassenden Ele-
ment der Subventionsvergabe. 

Für die Erstellung eines rechtlichen Ordnungsrahmens des Subventionswe-
sens wird es in erster Linie auf eine systematisch-formale Typologie der Subven-
tionszwecke ankommen. Aufgrund des Wirkungspluralismus von Subventio-
nen 1 2 9 können Subventionszwecke (als zu bewirkende Wirkung) vielfältig 
sein. 1 3 0 Eine Mehrheit von Subventionszwecken 1 3 1 kann im Verhältnis der 
Gleichordnung oder Uber- /Unterordnung stehen (Haupt- und N e b e n z w e k -

124 Hierzu näher unten S. 514 ff. 
125 /. Ebsen, DVBl 1988, S. 889. 
126 Zu den „spezialgesetzlichen Globalermächtigungen" vgl. L. Herbst, DOV 1973, S. 619. 
127 Vgl. hierzu unten S. 440 ff. 
128 H. F. Zacher, W D S t R L Bd. 25 (1967), S. 318. 
129 D. Ehlers, DVBl 1993, S. 863. 
130 Für einen Überblick vgl. P. Henseler, VerwArch Bd. 77 (1986), S. 259; zu den tatsächli-

chen Schwierigkeiten (empirischer sowie finanzwissenschaftlicher Natur), die Subventions-
zwecke festzustellen, vgl. Gutowski/Thiel, DJT 1984, M 58 ff. 

131 Vgl. dazu G. Haverkate, Rechtsfragen des Leistungsstaats, S. 26 ff. 


